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Vorwort 

Die Kriminalistisch-kriminologische Forschungsgruppe richtete 
erstmals im Jahre 1993 das "Forum KI 1" mit dem Ziel ein, den 
Informationsaustausch zwischen den Vertretern der Landeskriminaläm­
ter, der Fachhochschulen der Polizei, der Polizei-Führungsakademie 
und sonstigen interessierten Polizeiorganisationen auch des Auslandes 
zu verbessern . 

Auf dem "Forum KI 1" werden jährliCh ausgewählte Forschungsprojekte 
der Kriminalistisch-kriminologischen Forschungsgruppe des Bundes­
kriminalamtes und den teilnehmenden Polizeiorganisationen vorgestellt. 

Inzwischen ist das "Forum KI 1" zu einer festen Einrichtung innerhalb 
der Polizei geworden. Auch im Jahre 1996 fand diese Veranstaltung 
durchaus positive Resonanz und lebhaftes Interesse. 

Zu wünschen ist allerdings, daß diese Tagung nicht nur vom Bundes­
kriminalamt, sondern auch von den Polizeien des Bundes und der 
Länder dazu genutzt wird, eigene kriminalistisch-kriminologische 
Forschungsprojekte einem interessierten Zuhörerkreis vorzustellen. 

Der vorliegende Band enthält die überarbeiteten Beiträge zu der 
genannten Fachtagung. 

Dr. Ahlf 
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Unethisches Polizeiverhalten 

Ernst Heinrich Ablf 

I. Einleitung 

1. Einführung 

Seit jeher gehört der strikte Gesetzesvollzug und die Verfassungstreue 
zum Kerninhalt des Polizeiethos. Selbst unbegründete Zweifel der 
Bevölkerung an der demokratischen und gesetzestreuen Handlungswei­
sen der Polizeibeamten sind schon deshalb ernst zu nehmen, weil von 
der Achtung und dem Vertrauen der Bevölkerung in die Gesetzestreue 
und die Integrität der Polizeibeamten das Anzeigeverhalten der Bevöl­
kerung und deren Zusammenarbeit mit der Polizei direkt abhängt. 

Anfang der 70er Jahre hatten die Ergebnisse der sog. Knapp­
Commission1) in den USA starkes Aufsehen erregt. Es ging hierbei um 
das bis dahin für völlig unvorstellbar gehaltene Ausmaß polizeilichen 
Fehlverhaltens der New Yorker Polizei, insbesondere die erschrecken­
den polizeilichen Übergriffe auf 'die Bevölkerung. 

Der wichtige australische Fitzgerald-Report2) befaßte sich Ende der 
80er Jahre mit den Ursachen unethischen Polizei verhaltens und kam zu 
dem Ergebnis, daß unethisches Polizeiverhalten in der deutlich über­
wiegenden Mehrzahl der Fälle nicht nur als ein individueller Defekt des 
einzelnen Polizeibeamten angesehen werden dürfe, sondern daß die 
typischen Sozialisationsprozesse innerhalb der Polizei, die informellen 
spezifischen Polizeicodes, besondere polizeiliche Organisationsstruk­
turen und der Einfluß der sog. Peer-Groups (Stichwort: Kameraderie) 
das unethische Polizeiverhalten maßgeblich mitbestimmen. Diese 
Befunde sind in der PFA-Untersuchung3) für den spezifischen Bereich 

1 Braziller: 1be Knapp-Commission report on police corruption. New York 1973. 
2 Fitzgerald: Report of a commission of inquiry into possible illegal activities and associated 

police misconduct Brisbane 1989. 
3 Polizei-Führungsakademie: Polizei und Fremde. Belastungen und Gefährdungen von 

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im alltäglichen Umgang mit Fremden. 1996. 
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des alltäglichen Umgangs der Polizei beamten mit Fremden weitgehend 
bestätigt worden. 

2. Begriff des unethischen Polizei verhaltens 

Es erscheint erforderlich zu sein, vorab den Begriff des "unethischen 
Polizei verhaltens" zu klären. Er ist abzugrenzen vom Begriff der 
"Polizeikorruption", der insbesondere in den USA oft für dieses Feld 
verwandt wird. 

Unter unethischem Polizei verhalten werden hier drei Fallgruppen 
zusammengefaßt: Verstöße gegen das Strafrecht, dienstliche Verfeh­
lungen und sonstiges disziplinarrechtlich relevantes Fehlverhalten, 
wobei Überschneidungen möglich, zum Teil auch typisch sind. 

Bei den strafrechtlich relevanten Deliktsbereichen handelt es sich 
insbesondere um die sog. eigentlichen Amtsdelikte wie Körperverlet­
zung im Amt (§ 340 StGB), Aussageerpressung (§ 343 StGB), 
Verfolgung Unschuldiger (§ 344 StGB), Verletzung des Dienstgeheim­
nisses (§ 353b StGB), Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 
(§ 357 StGB) und die Bestechungsdelikte (§§ 331 ff. StGB) aber auch 
um andere Straftaten mit polizeilichem Dienstbezug wie z. B. Unter­
schlagung im Amt (§ 246 Abs. 1 2. Alt. StGB), Urkunden­
unterdrückung (§ 274 StGB), Freiheitsberaubung (§ 239 StGB), 
Vollstreckungsvereitelung (§ 288 StGB), Nötigung (§ 240 StGB), 
Beleidigung (§ 185 StGB), Betrug (§ 263 StGB), Untreue (§ 266 
StGB) usw. 

Bei den dienstlichen Verfehlungen geht es um folgende Verhaltenswei­
sen: manipulative Aktenführung, Verdrehen der Wahrheit z. B. bei den 
Zeugenaussagen vor Gericht, unverhältnismäßige Anwendung von 
Gewalt, z. B. bei Festnahmen oder Durchsuchungen; verbale Attacken 
auf Bürger; geflissentliches Warten-lassen des Anzeigeerstatters bei 
der Anzeigenaufnahme usw. 

Bei dem sonstigen disziplinarrechtlich relevanten Fehlverhalten geht es 
z. B. um Verstöße gegen die Nebentätigkeitsbestimmungen, unzulässi­
ge Annahme von Geschenken, Verstöße gegen die Arbeitszeitregeln, 
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Fernbleiben vom Dienst, private Verwendung dienstlicher Materialien 
und Unterlagen, unzulässiger Alkoholgenuß am Arbeitsplatz, Verwen­
den des Dienst-Kfz zu privaten Zwecken usw., kurz um all das, was mit 
dem diziplinarrechtlichen Auffangtatbestand der beamtenrechtlichen 
Pflichten, der sog. Wohlverhaltensklausel, gemäß § 54 Satz 3 BBG 
umschrieben ist. Danach muß das Verhalten des Polizeibeamten 
innerhalb und außerhalb des Dienstes der Achtung und dem Vertrauen 
gerecht werden, die sein Beruf erfordert. 

Der Begriff der Polizeikorruption4) ist für diese oben angedeuteten 
Felder völlig ungeeignet, denn Korruption setzt ein spezifisches 
Äquivalenz- bzw. Konnexitätsverhältnis zwischen dem Vorteilsgeber 
und dem Vorteilsnehmer voraus. POlizeikorruption ist deshalb ein viel 
zu enger Begriff, um das hier zu erörternde unethische Polizeiverhalten 
angemessen zu umschreiben. Unethisches Polizeiverhalten faßt damit 
strafrechtliche und disziplinarrechtlich relevante Aspekte des Polizei­
verhaltens zusammen und ist am ehesten mit dem zusammenfassenden 
Begriff der Polizeiintegrität zu vergleichen. 

n Empirische Befunde 

1. Vorbemerkung 

Das Ausmaß unethischen Polizei verhaltens läßt sich nur schwer an 
Zahlen ablesen, besitzt ein erhebliches Dunkelfeld und kann annähe­
rungsweise 

- am Aufkommen von Strafanzeigen und Beschwerden der Bürger 
gegen bestimmte Polizeibeamte 

- an der Anzahl der wegen unethischen Polizeiverhaltens angestreng­
ten Disziplinarverfahren und 

- an der Anzahl der strafrechtlichen Anklagen gegen Polizeibeamte, 
die auch zu einer Verurteilung geführt haben, 

festgemacht werden. 

4 Zum Korruptionsbegriff vgl. AhIf: In: Kriminalistik 1996, S. 154 f. m. w. N. 
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Dabei braucht vor diesem Zuhörerkreis nicht hervorgehoben zu 
werden, daß es gerade der Polizeiberuf mit sich bringt, daß Polizeibe­
amte häufig unberechtigten und zum Teil auch haltlosen oder gezielt 
provozierten Strafanzeigen/Beschwerden usw. ausgesetzt sind. 

2. Datenlage in Deutschland 

Die empirische Datenlage zum unethischen Polizeiverhalten ist in 
Deutschland ausgesprochen defizitär. Es existieren keine bundesein­
heitlichen und kontinuierlich geführten Statistiken zum unethischen 
Polizei verhalten. 

In der PKS fehlen Zahlen über Straftaten von Tatverdächtigen, die dem 
Polizeiberuf angehören. 

Die Polizeiliche Kriminalstatistik des Landes Bayern sieht allerdings 
eine Aufgliederung nach spezifischen Berufszweigen vor und behandelt 
insoweit auch die Berufsgruppe der "Polizei/Rechtswahrer". Danach 
wurden im Jahre 1994 2.044 Tatverdächtige dieser Berufsgruppe und 
im Jahre 1995 1.959 Tatverdächtige registriert. Das ist ein Prozentan­
teil von 0,69 % für das Jahr 1994 und 0,66 % für das Jahr 1995, 
bezogen auf alle polizeilich registrierten Tatverdächtigen in Bayern. 

Brusten5) hat die versprengten StatistikenlUntersuchungen aus den 
Ländern Hamburg, Baden-Württemberg, West-Berlin, Nordrhein­
Westfalen, Bayern und dem Saarland bis zum Jahre 1988/89 zusam­
mengestellt und aus seiner (spezifischen) Sicht bewertet. Diese Zahlen 
sprechen zwar weitgehend für die sog. "Schwarze-Schafe-Theorie", 
gleichwohl soll es nach Hochrechnungen von Brusten jährlich etwa 
9.000 Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte und etwa 600 rechts­
kräftige Verurteilungen (allerdings ohne Amtsdelikte [!]) geben. 6) 

5 Brusten: Strafverfahren gegen Polizeibeamte in der Bundesrepublik Deutschland. In: derselbe 
(Hg.): Kriminologisches Journal, 4. Beiheft, 1992, S. 84 f. 

6 Brusten: a. a. 0., S. 87. 
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In diesem Zusammenhang erscheint die Festl;tellung von Brusten 
interessant zu sein, daß ein nicht unbeträchtlicher Teil der Polizeibe­
amten, bei denen es zu Übergriffen kam, wiederholt straf- oder diszipli­
narrechtlich in Erscheinung getreten sind. Diese Gruppe von Polizeibe­
amten repräsentiert also weitgehend die "schwarzen Schafe" . 

Bei der Beurteilung dieser Zahlen vertritt Brusten die sog. Selektions­
theorie. Diese besagt, daß die Strafverfolgung gegen Polizeibeamte weit 
weniger erfolgreich sei als gegen andere Bürger. Deshalb finde die 
"Schwarze-Schafe-Theorie" auch ihre scheinbare empirische Bestäti­
gung. So genieße der angezeigte Polizeibeamte bereits in Ermittlungs­
und Beschwerdeverfahren erhebliche Vorteile. Denn die Polizei/die 
Kollegen ermittelten quasi in eigener Sache. Falsch verstandene 
Kameraderie und bestimmte Strukturen des polizeilichen Alltags 
führten zu Mechanismen der gegenseitigen Selbstverteidigung unter 
den Polizeibeamten. Auf der Ebene der Staatsanwaltschaft setze sich 
diese selektive Strafverfolgung (Stichwort: Einstellungspraxis gemäß 
§ 170 Abs. 2 StPO) fort und selbst auf der Ebene der Strafgerichte 
dränge sich der Verdacht einer bewußten oder unbewußten Komplizen­
schaft zwischen Polizei und Justiz gegenüber dem Bürger auf.?) 

In einer neueren Erhebung hat Friedl8) eine Untersuchung über Verfeh­
lungen in der Hessischen Polizei aus den Jahren 1992 bis 1994 vorge­
legt und dabei erschreckende Einzelfälle benannt. Bei dieser Erhebung 
fallt strukturell die höchst unterschiedliche Belastung einzelner 
Reviere bezogen auf polizeiliches Fehlverhalten auf 
(Ermittlungsverfahren gegen Polizeibeamte im Verhältnis zu der Anzahl 
der Beamtenstellen der jeweiligen Reviere). 

Trotz dieser genannten Erhebungen ist die Datenlage in Deutschland zu 
unethischem Polizeiverhalten eindeutig viel zu dünn, unsystematisch 
und methodisch zu wenig abgesichert, um eine einigermaßen abgerun­
dete Beurteilung und Bewertung zur Integrität der deutschen Polizeibe­
amten abzugeben. 

7 Brusten: a. a. 0., S. 89. 
8 Friedl: Verfehlungen bei der Polizei. In: HPR, 4/95, S. 9 ff. 
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Aber nicht nur die empirische Datenlage ist defizitär, sondern insbe­
sondere auch die inhaltliche Aufarbeitung des Phänomens unethisches 
Polizeiverhalten. Meines Wissens gibt es, von der o. a. PFA-Studie 
abgesehen9), keine deutsche Untersuchung zu den Ursachen unethi­
sehen Polizeiverhaltens. 

m. Erklärungsansätze rur unethisches Polizeiverhalten 

1. Drei Erklärungsansätze 

Im angelsächsischen Raum hat es verschiedene Versuche gegeben, 
unethisches Polizei verhalten zu erklären. Soweit ersichtlich lassen sich 
dabei drei unterschiedliche Erklärungsansätze herausarbeiten: 

(1) Unethisches Polizeiverhalten sei - so eine häufig gehörte Argu­
mentation - ein rein individueller Defekt einzelner Polizeibeamter 
(Schwarze-Schafe-Theorie). 

Diese Auffassung wird heute zunehmend weniger vertreten. 
Bereits der Knapp-Report (1973) aber auch der australische 
Fitzgerald-Report (1989) haben wichtige Hinweise dafür gegeben, 
daß sich unethisches Polizei verhalten nur in den wenigstens Fällen 
monokausal und zwar individualistisch erklären läßt. 

(2) Ein mehr sozialpsychologischer Erklärungsansatz hat bestimmte 
polizeitypische, personelle Dimensionen wie Dogmatismus, 
Autoritarismus usw. bei Polizeibeamten herausgearbeitet und 
polizeiliche Haltungen zu Minderheiten, Jugendlichen und Rich­
tern genauer untersucht. 

Unethisches Handeln von Polizeibeamten wird nach dieser Auffas­
sung 10) folglich zentral von den typischen polizeilichen 
Sozialisationsprozessen mit beeinflußt. Dies führe zu einem 

9 Polizei-Führungsakademie: Polizei und Fremde. Belastungen und Gefährdungen von 
Polizeibeamtinnen und Polizeibeamten im alltäglichen Umgang mit Fremden. 1995. 

10 van Maanen: Police socialization. A longstudinal examination of job attitudes in an urban 
police department. Administrative Science Quarterly. 20 (2), 1975, S. 207 f. 
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Lemprozeß, der die Werte, Haltungen und Einstellungen der 
Beamten in einer bestimmten Weise zu einem ungeschriebenen 
Polizeicode konditioniere. Dieser Polizeicode sei geprägt durch 
Loyalität gegenüber dem Vorgesetzten und der Klugheit, über 
bestimmte Dinge zu schweigen (Ability to be quiet).ll) 

(3) Ein eher polizei-soziologisch geprägter gesamtheitlicher Ansatz 
ist der Auffassung, daß unethisches Polizei verhalten ubiquitär sei, 
weil die Typik des Polizeiberufes unvermeidbar zu unethischen 
Verhaltensweisen führe.12) Denn bestimmte Dinge müßten 
(polizeilich) in einer bestimmten Weise so getan werden. Wenn 
das Ende - aus polizeilicher Sicht - positiv zu bewerten sei, dann 
seien unethische VerfahrenN erhaltensweisen, die zu diesem guten 
Ergebnis geführt hätten, auch akzeptabel. 13) Das System Polizei 
mit seinen Möglichkeitsstrukturen, unethisch zu handeln, mit 
seiner spezifischen Berufssozialisation, die Verstärkung un­
ethischen Verhaltens durch polizeiliche Peer-Groups sowie die 
Defizite im Management (Aufsicht) bildeten die eigentliche Basis 
für unethisches Polizei verhalten. 

2. 'Australische Untersuchungen zu den Ursachen unethischen 
Polizei verhaltens 

Bei der australischen Untersuchung von Huon, Hesketh, Frank, 
McConkey und McGrathl4) wurden 1994683 Polizeibeamte (vom Chief 
Inspector bis zum Rekruten) gebeten, 20 Szenarios mit unethischem 
Polizei verhalten einzuschätzen und zu bewerten (ob ein typischer 
Polizeibeamter / ein Ausbilder / die Aufsichtsbehörde dieses Szenario 
als einen Bruch polizeiethischer Prinzipien ansehen würde). Weiter 
wurde gefragt, wie die Probanden selbst diese Szenarios behandelt 
hätten (keine Reaktion / schriftlicher Bericht an vorgesetzte Stellet 

11 Huon und andere: Perceptions of ethica I dilemmas. Ethics and policing - study 1, 1995, S. 1. 

12 O'Brian: 1be individual, sociaIization and police corruption. in: AustraIian Police Journal, 
45 (1), 1991, s. 4. 

13 Frank und andere: individual perspectives on police ethics. Ethics and policing - Study 2, 
1995, S. 10. 

14 Huon und andere: a. a. O. 
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informelle (mündliche) Unterrichtung des Vorgesetzten I formelle 
(schriftliche) Unterrichtung des Vorgesetzten I sonstige Maßnahmen). 

Ergebnisse: 

(1) Weibliche Polizeibeamte halten in der Regel einen ethisch höheren 
Polizeistandard ein als typische Polizeibeamte. 

(2) Die befragten Polizeibeamten sehen sich anders als den sog. 
"typischen" Polizeibeamten,15) 

(3) Es wird ein deutlicher Bedarf an klaren, schriftlichen explizit 
festgelegten ethischen Regeln für den jeweiligen Dienstbereich 
(Integritäts-Programm) erwartet. 

(4) Rekruten bewerten die angegebenen problematischen Szenarien als 
ethisch schwerwiegendere Verstöße als Polizeibeamte im mittle­
ren, ausführenden Dienst, während der höhere Dienst zwischen 
diesen beiden Extremen liegt. 

In einer weiteren neueren Studie von Frank u. a. 16) wurden 32 struktu­
rierte Tiefeninterviews mit Polizeibeamten (über alle Ränge hinweg) zu 
deren ethischen Kenntnissen, zu deren Ethiksozialisation und zu 
spezifischen (unethischen) Verführungs situationen geführt. 

Ergebnisse: 

(1) Ethische Kenntnisse 

Die ethischen Kenntnisse von Polizeibeamten beruhen auf recht 
unterschiedlichen Quellen. Etwa drei Viertel der befragten Beam­
ten haben ihre ethischen Kenntnisse formal (in Ethikkursen der 
Polizei akademie oder durch Verteilung ethischer Verhaltensregeln 
auf den einzelnen Polizeidienststellen) erworben. Dabei ist der 

15 Ebenso Weiß: Konfliktfähigkeit der Führungskraft. Steigerung der persönlichen Kompetenz. 
PFA-Schlußbericht zum Seminar vom 01. - 05.03.1993 und vom 07. - 10.10.1994. S. 9 ff. 
(22). 

16 Frank und andere: a. a. O. 
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Anteil der jüngeren Beamten, die über formale ethische Kenntnisse 
verfügen, besonders groß (88 %). Die lebens älteren Beamten 
verfügen dagegen nicht nur über informelle Ethikkenntnisse (durch 
Hörensagen, eigene Lektüre USW.),l7) 

(2) Welche Grunde verleiten Polizeibeamte dazu, unethisch zu 
handeln? 

Insoweit wurden fünf Fallgruppen in der angegebenen Reihenfolge 
unterschieden: 

emotionale Reaktionen 

finanzielle Grunde des einzelnen Polizeibeamten 

Möglichkeiten, aus unethischen Verhaltensweisen berufliche 
Vorteile zu erlangen 

Einfluß von Peer-Groups 

Frustration mit dem Polizeidienst. 

Bemerkenswert sind dabei die deutlichen Unterschiede zwischen 
den jüngeren und lebensälteren Polizeibeamten. Bei den jüngeren 
Beamten überwiegen (für deren unethische Verhaltensweisen) 
deutlich die emotional besonders schwierigen Situationen und der 
Einfluß von Peer-Groups, bei den älteren Beamten die fmanziellen 
Versuchungen und die Möglichkeiten, aus unethischen Verhal­
tensweisen berufliche Vorteile zu erzielen. 18) 

Auffällig war weiter, daß unethisches polizeiliches Handeln, das 
allein auf persönlich-individuelle Vorteile abzielt, von den befrag­
ten Polizeibeamten viel gravierender bewertet wird als ein unethi­
sches polizeiliches Verhalten, das einen echten Berufsbezug 
aufweist (Beispiel: Zurechtrücken der Wahrheit, um einen als 
schuldig empfundenen Beschuldigten zu überführen). 

17 Der formale ethische Bildungsstandard der australischen Polizeibeamten dürfte damit deutlich 
höher liegen als der vergleichbarer deutscher Kollegen. 

18 Frank und andere: a. a. 0., S. 8 - 10. 
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(3) Gründe, unethischen Versuchungen zu widerstehen 

Deutlich im Vordergrund (41 %) steht die persönliche Integrität, 
gefolgt von beruflicher Zufriedenheit, dem Einfluß anderer Men­
schen und schließlich der Präventivwirkung der Bestrafung. 

Erstaunlich war erneut der Unterschied zwischen lebensälteren 
und jüngeren Polizeibeamten. Während jüngere Beamte gerade die 
persönliche Integrität und die berufliche Zufriedenheit hervorhe­
ben, setzen die lebenSälteren Beamten mehr auf eine Bestrafung, 
die kein einziger jüngerer Beamter als wirksam erachtet. 

(4) Empfehlungen, wie ethisches Verhalten in den Polizeidienst 
eingeführt werden könne 

Im Vordergrund stehen entsprechend der Reihenfolge folgende 
Maßnahmen: 

ethisches Training 

organisatorische Veränderungen 

Supervision 

sog. "kultureller Wandel" in der Polizei 

nicht aus der Ruhe bringen lassen (Gelassenheit). 

3. Begrenzte Übertragbarkeit 

Wegen der kulturellen und organisatorischen Unterschiede lassen sich 
diese australischen Ergebnisse nur mit Vorsicht auf die deutschen 
Verhältnisse übertragen. Gleichwohl bieten diese Untersuchungen 
m. E. hilfreiche Anregungen für entsprechende deutsche Erhebungen. 
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IV. Schlußfolgerungen 

(1) Sie werden Verständnis dafür haben, daß das Bundeskriminalamt 
trotz der Wichtigkeit dieser Problematik kein Forschungsprojekt 
auflegen wird, das unethisches Polizeiverhalten in den Ländern 
thematisiert. 

(2) Zwingend notwendig erscheint, daß die empirische Datenlage in 
Deutschland verbessert wird. Der teilweise verständlichen Furcht, 
derartige Daten zu erheben und öffentlich zu machen, stehen m. E. 
folgende Vorteile gegenüber: 

Mit derartigen Untersuchungen können Schwachstellen 
aufgedeckt werden (z. B. unzulängliche Arbeitsbedingungen, 
unzureichende Auswahl von Führungskrliften, spezifische 
S treßsituationen, dis funktionale Organisationsstrukturen, 
Ausstattungsdefizite usw.) 

Defizite bei den polizeilichen Auswahlverfahren und bei 
NeueinsteIlungen erkannt und 

das polizeiliche Kontrollinstrumentarium verbessert werden. 

(3) Diese Untersuchungen haben auch deutliche Hinweise dafür 
gegeben, daß die Aus- und Fortbildung von Führungskräften zu 
optimieren ist in Richtung auf Konflikttraining, Verfahren zum 
Streßabbau, Einführung von Coaching- und Supervisions­
verfahren. 

(4) Die Ethik-Ausbildung von Polizeibeamten muß reformiert werden. 
Sie darf in Zukunft nicht ausschließlich Pfarrern überlassen 
werden. Insoweit sind die Staatsverträge mit den Kirchen zu 
überprüfen. 

(5) Die Problematik unethischen Polizeiverhaltens ist offensiv anzuge­
hen und die Ergebnisse entsprechender Untersuchungen sind zu 
veröffentlichen und transparent zu machen. Eine Camouflage auf 
diesem Gebiet würde im Zweifel kontraproduktiv wirken. 
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Insoweit ist die Presseerklärung des Parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses (PUA) Hamburger Polizei 19) ein positives 
Beispiel. 

(6) Das bei der Polizei bisher unbearbeitete Feld der Organisations­
ethik ist aufzuarbeiten.20) 

19 Parlamentarischer Untersuchungsausschuß "Hamburger Polizei" vom 09.11.1996. Der 
Abschlußbericht umfaßt ca. 1.300 Seiten. In 57 Sitzungen wurden 100 Zeugen vernommen 
und mehr als 3.000 Akten ausgewertet. 

20 Vgl. insoweit Ahlf: Ethik im Polizeimanagement. BKA-Forschungsreihe Band 42, 1997 

20 



Krlminalpolizeillche Auswertung 

Heinz Büchler 

(Zusammengefaßte Auszüge des Forschungprojektes von Sabine Vogt, 
Carsten Meywirth und Heinz Büchler) 

1. Kriminalpolizeillche Auswertung - ein Chamäleon? 

Unstreitig ist die Auswertung von Informationen eine zentrale Funktion 
kriminalpolizeilichen Handelns. Gleichwohl wird der Begriff 
"Kriminalpolizeiliche Auswertung" in der Praxis mit unterschiedlichen 
Inhalten belegt, was an sich nicht falsch ist, aber in fataler Weise die 
jeweilige Sichtweise von Auswertung auf einen Teil des Gesamt­
spektrums von kriminalpolizeilicher Auswertung einengt. So wird je 
nach Perspektive der kriminal polizeiliche Meldedienst und die daraus 
resultierenden Auswerteprozesse als Auswertung gesehen. Andere 
sehen in erster Linie die fallbegleitende Auswertung und Dritte die 
sogenannte strategische Auswertung und argumentieren und definieren 
vor dem jeweiligen Begriffshintergrund. 

Als Folge davon werden bei der Diskussion um Handlungserfordernisse 
und Organisation unterschiedliche Positionen favorisiert. Jeder glaubt 
für sich und allein die richtigen Erfordernisse für kriminalpolizeiliche 
Auswertung ~u kennen. Die unterschiedlichsten Maßnahmen werden 
veranlaßt, jeder für sich und alle alleine. Eine Situation, die der derzeit 
immer komplexer werdenden Informationslage in keinster Weise mehr 
gerecht wird. Gemeinsames, zumindest abgestimmtes Handeln ist 
gefordert. 

Bevor jedoch gemeinsam gehandelt werden kann, muß ein gemeinsa­
mes Verständnis von kriminalpolizeilicher Auswertung geschaffen 
werden. Die auf dem Meldedienst beruhende Deftnition 

"Auswertung ist die planmtJßige Verwertung vorhandener Einzel­
informationen. Auswertung besteht im systematischen Verglei­
chen von Sachverhalten. Die Sachverhalte werden krimina-
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listisch analysiert, intellektuell interpretiert und methodisch 
miteinander verglichen. " 

deckt nur einen Teilaspekt des für eine effiziente Auswertung erforder­
lichen Informationsverarbeitungsprozesses ab und engt darüberhinaus 
die Sichtweise auf ein Handlungsfeld kriminalpolizeilicher Auswertung 
ein. 

Der Wandel der Rahmenbedingungen. 

- die Öffnung Osteuropas 

- die sich verstärkende Internationalisierung der Kriminalitäts­
begehungsweisen 

- die Entwicklung der Internationalisierung der Verbrechensbekämp­
fung (Europol, SISfIKPO) 

- die gestiegenen Erwartungen aufgrund technologischer Entwicklun­
gen, insbesondere der IT-Entwicklung 

- die Wiedervereinigung Deutschlands und das daraus teilweise 
resultierende 

- gestiegene Mengenaufkommen 

haben die Anforderungen an zeitgerechte Auswertungsformen verän­
dert. 

Nicht nur die Erwartungen und das Anspruchsniveau der einzelnen 
Zielgruppen haben sich verändert. Verschiedene Formen der Auswer­
tung haben sich entwickelt oder einen höheren Stellenwert erlangt, 
Methoden haben sich verfeinert, der Stellenwert der Auswertung steigt 
und das Berufsbild des kriminalpolizeilichen Auswerters beginnt sich 
vom "fußkranken Ermittlungsbeamten" zum kompetenten Analytiker zu 
wandeln. 

Die Auswertelandschaft befindet sich in Bewegung, ja sogar im 
Umbruch. Die Veränderungen der Bedingungen haben, begünstigt durch 
ein erhöhtes Informationsaufkommen bei gleichzeitig komplexer 
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werdender Informationssituation und gestiegenen Erwartungen, zu 
einem Informationsinfarkt geführt. Gleichsam waten wir in Informatio­
nen, dürsten aber nach Wissen. 

Die Änderungsgeschwindigkeit der Rahmenbedingungen und die 
Veränderung der Erwartungen ist größer als die der Anpassungs­
geschwindigkeit. 

Das hat viele Ursachen, die zum Teil auch außerhalb unserer Einfluß­
sphäre zu suchen sind. So trägt eine fehlende Budgetverantwortung in 
kleinen Organisationseinheiten zum suboptimalen Einsatz von Mitteln 
und damit auch zur Verschwendung von Ressourcen bei. Die zuneh­
mende Spannung zwischen Änderungsgeschwindigkeit und Anpas­
sungsgeschwindigkeit schafft darüber hinaus auch solche Probleme, 
deren Bewältigung in unserer Macht liegt. 

Das Vorhandensein von Problemen ist nicht gleiChzusetzen mit ineffizi­
entem Handeln, sondern ist zunächst lediglich Ausdruck einer vorhan­
denen Dynamik sowohl in den Rahmenbedingungen als auch in den 
Aufgabenfeldern. Nicht die Tatsache, daß wir Schwierigkeiten haben, 
i.st problematisch, sondern die Art und Weise, wie wir damit umgehen. 

Das BKA hat als Beitrag zur Klärung dieser Fragen ein Projekt zur 
Thematik "Kriminalpolizeiliche Auswertung" durchgeführt. Ziel des 
Projektes war es, Verbesserungsvorschläge für die künftige Gestaltung 
der kriminalpolizeilichen Auswertung im BKA zu erarbeiten. 

Zur Strukturierung dieses Vorhabens erfolgte nach Sensibilisierungs­
gesprächen und Sichtung von Sekundärliteratur zunächst eine Ziel­
definition, die die zu untersuchenden Aspekte beinhaltete. Zu diesem 
Zweck wurde das generelle Ziel, die Auswertung im BKA zu verbes­
sern, in weitere "Bereichsziele" aufgeteilt, die wie folgt festgelegt 
wurden: 

- Steigerung der Auswertungsqualität 

- Steigerung der Akzeptanz der Auswertungsfunktion 

Steigerung der Akzeptanz bei den Zielgruppen 
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Herbeiführen einer gemeinsamen Problemsicht bei Bund und 
Ländern. 

Den genannten "Bereichszielen" wurden wiederum nachfolgend 
aufgeführte folgende "Einzelziele" nachgeordnet: 

- Erstellen von VerwertungSkonzepten 

- Messen des Nutzens von Auswertungsergebnissell1 

- Verbesserung der Datenbasis 

- Problemsensibilisierung der Führungskräfte 

- Problemsensibilisierung der Mitarbeiter 

Verbesserung der Auswertungsmethodik 

Verbesserung der Sachmittelausstattung 

- Verbesserung der Qualifikation der Auswerter 

- Systematische Zielsuche. 

In den nachfolgenden Ausführungen werden die Handlungsfelder, der 
Handlungsprozeß und ein daraus abgeleitetes Verständnis von krimi­
nalpolizeilicher Auswertung ausgeführt und zur Diskussion gestellt. 

2. Die HandJungsfelder kriminalpoUzeUicher Auswertung 

Als eines der zentralen Problemfelder zeigt sich ein veraltetes Ver­
ständnis über kriminalpolizeiliche Auswertung. Auswertung wird von 
vielen Kollegen immer noch ausschließlich mit Meldedienst in Verbin­
dung gebracht. Diese eher passive Form der Auswertung deckt nur ein 
Feld möglicher Zielrichtungen ab, leidet an einer defizitären Datenbasis 
und wird den heutigen Ansprüchen alleine nicht mehr gerecht. 

Zwar wird die Notwendigkeit zur Durchführung von Tat-ffat-, Tat­
ffäter-, Täter-ffäter, Tat-Tatwirkungen-Abgleichungen (Zentral stellen-
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auswertung) schon wegen den sich daraus ableitenden Koordinations­
erfordernissen nicht verdrängt, hinzu treten jedoch zunehmend 
anspruchsvolle Formen von Fall-, Struktur- und Profilanalysen, für die 
jeweils ein spezifischer Informationsbedarf besteht, der im wesentli­
chen aktiv zusammengetragen werden muß. 

Bisher wurde vor allem das Augenmerk auf bereits vorhandene, 
angelieferte Informationen gerichtet. Es stellte sich die Frage, was kann 
ich daraus machen? 

Die Haltung kann als passiv, erleidend gekennzeichnet werden. 

Künftig sollte im Mittelpunkt des Auswertegeschehens die Zielfrage 
stehen. Die "neue" Fragestellung muß lauten, 

Welche Arten von Informationen brauche ich in welcher Form und 
welcher Güte, woher, um mein Auswertungsziel zu erreichen? 

Die neue Fragestellung ist somit aktiv gestaltend. In dieser Form 
bedeutet Auswertung, zunehmend Informationsanalysen hinsichtlich 
relevanter Fragestellungen zu betreiben. Damit stehen zugleich zusätz­
liche Qualifikationserfordernisse im Raum. Alternativ wäre hier an die 
interdisziplinäre Zusammensetzung sog. Auswerteteams zu denken. 

Das bisherige, eher operativ orientierte und passiv gehandhabte 
Auswerteverständnis muß somit erweitert werden um aktive Informati­
onsbeschaffungskomponenten und eine stärkere Gewichtung der 
strategischen Aspekte. 

Kriminalpolizeiliche Auswertung ist ein vielseitiger Prozeß. Sie ist 
ebenso zentraler Bestandteil eines jeden Ermittlungsverfahrens als 
auch losgelöst von den Ermittlungen zu führen. Kriminalpolizeiliche 
Auswertung im BKA ist als Zentralstellenauswertung eher fallüber­
greifend zu sehen. Gleichwohl besteht auch hier die Notwendigkeit, 
ermittlungsbegleitend Auswertung zu betreiben. Auswertung stellt sich 
in der Praxis entsprechend vielfaltig dar, abhängig von der jeweils 
vorherrschenden Situation. Die Situation wird dabei insbesondere 
geprägt durch die 
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- Ziele und Zwecke, 

Anforderungen aus der AufgabensteIlung, 

- Zielgruppe der Auswertung und 

- Ressourcenausstattung. 

Das Auswerteverständnis unterliegt schon seit seinen Anfängen einem 
kontinuierlichen Wandel. Zu Beginn wurde im Rahmen der sog. 
fallübergreifenden Auswertung der reisende Berufsverbrecher identifi­
ziert oder Tatserien einem bekannten oder unbekannten Täter zugeord­
net - ein Ansatz, der überregional gesehen im Laufe der Zeit durch die 
Untersuchungen von Steffen, Weschke und Oevermann zunehmend in 
Frage gestellt wurde. Die zugrundeliegende Perseveranzhypothese 
(Deliktsperseveranz) wurde seitens der Autoren widerlegt. Gleichwohl 
hat der Erfolg der auf regionalen Ebenen durchgeführten Intensivtäter­
untersuchungen schon neue Linien der Auswertung aufgezeigt. 

Vor allem die derzeit fehlende Selektion nach der Meldeeignung und 
die inaktuelle sowie lückenhafte Übermittlung auswertefähiger Ereig­
nisse läßt die derzeitige Ausweriepraxis fraglich erscheinen. Auswerte­
geeignete Sachverhalte gehen in der Masse des inhaltsleeren Schrift­
verkehrs und der nicht auswertefähigen Meldungen unter. Ein eher 
motivationshemmender Zustand, der vor der langen Realisierungszeit 
von INPOL-neu und der zu erwartenden Verzögerungen bei der Aus­
stattung einzelner Bundesländer mit Vorgangsverwaltungssystemen, 
die als Voraussetzung der Einmalerfassung gesehen werden, sowie der 
weitgehend noch nicht eingeführten gedanklich-strukturellen Umset­
zung des Vertextungsmodells, dringend flankierender Maßnahmen 
bedarf. 

Um die Informationsflut zu reduzieren, müßte bereits jetzt schon mit 
der Selektion der Meldungen nach ihrer Geeignetheit für die Auswer­
tung begonnen werden. Zum anderen müßten neben den bestehenden 
Informationssystemen geeignete Recherchesysteme zum Einsatz 
kommen. 
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Neue Auswerteformen - im internationalen Raum haben sich acht 
Formen herausgebildet - erfordern auch neue Sichtweisen bezüglich 
der Datenerhebung. Neben die im Rahmen der Meldedienste und des 
Schriftverkehrs systembedingt angelieferten Informationen tritt zuneh­
mend das Bedürfnis, ergänzende Informationen anlaßbezogen zu 
erheben. 

Somit rückt das Erfordernis in den Mittelpunkt, Auswertung aktiv, 
ermittelnd zu betreiben. Die herkömmliche institutionalisierte Auswer­
tung mit automatisch angelieferten Daten wird zunehmend themen­
bezogen durch Auswertungsprojekte, für die die Informationen zielge­
richtet aus den unterschiedlichsten Quellen zusammengetragen werden 
müssen, ergänzt. Erst die Verknüpfung von Informationen aus ver­
schiedensten Infoquellen führt zu dem erwünschten Auswerteergebnis. 

Die Fragestellungen, die der Auswertung zugrundeliegen, haben sich 
zudem grundlegend gewandelt. 

Welches sind nun die "neuen" Formen der Auswertung? Der ehemalige 
Präsident des BKA führte diesbezüglich schon Anfang der 90er Jahre 
aus: 

"Es geht um weit mehr als die bürokratische Steuerung und Ablage von 
polizeilichen Meldungen. Gemeint ist das, was vielfach mit dem 
neudeutschen Terminus "Intelligence" belegt wird. Bereits seit langem 
ist erkennbar, daß aus dem polizeilichen Informationsaustausch heraus 
spezifische Lagebilder verlangt werden, und zwar Lagebilder von 
bundesweiter, wenn nicht gar internationaler Dimension. Die Bünde­
lung der Erkenntnisse aus 16 Bundesländern und aus dem Ausland in 
dieser neuen Dimension ist eine der originären Aufgaben einer nationa­
len Zentralstelle. Und wir müssen uns darüber klar sein, daß eine 
erfolgreiche Bekämpfung komplexer Kriminalitätsstrukturen wie der 
Organisierten Kriminalität ohne solche "Intellige~ce"-Arbeit zukünftig 
nicht möglich sein wird. 

Bedrohungen durch Formen schwerwiegender Kriminalität, wie der 
Organisierten Kriminalität, verlangen über die Informationsverdichtung 
und - auswertung in Richtung auf Lagebilder hinaus "konzeptionelle 
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Bündelungen": 

Erkenntnisse über bewährte Bekämpfungsstrategien aus dem In- und 
dem Ausland müssen gesammelt, bewertet und ggf. in Richtung auf die 
allgemeine praktische Anwendung hin umgesetzt werden. 

In den nächsten Jahren werden epochale Veränderungen im Bereich der 
polizeilichen Informationsverarbeitung nötig. INPOL muß sowohl 
anwenderseitig als auch technisch auf völlig neue Grundlagen gestellt 
werden. 

Die gleichzeitigen Weiterentwicklungen in den Ländern und die Einfüh­
rung internationaler Verbundsysteme (Schengener Informationssystem, 
INIERPOL-System AFIS) bringen das BKA in eine "Scharnier-Rolle", 
in der es hier in beide Richtungen zugleich effektiv wirken muß." 

Welche Formen der Auswertung müssen somit künftig seitens des BKA 
erbracht werden? 

Wie bereits oben angesprochen, haben sich im internationalen Raum 
acht Auswerteformen herauskristallisiert (vgl. crime analysis booklet), 
die keineswegs alle als Neuheit zu bezeichnen wären. Es sind dies: 

Crime pattern analysis: Kriminalität in einem spezifischen Gebiet 
bzw. spezifischen Zeitraum (entspricht in etwa der kriminologischen 
Regionalanalyse, KRA). 

General profile analysis: Was zeichnet die Täter einer bestimmten 
Deliktskategorie aus? (hier Gegenstand "herkömmlicher" kriminologi­
scher Forschung). 

Methods analysis: Evaluation in bezug auf Methoden der Kriminali­
tätskontrolle (im BKA ein Teilgebiet der kriminologischen Forschung). 

Case analysis: Fallanalyse (auch fallübergreifend) mit Blick auf die 
Ermittlungsrichtungen. 
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Comparative analysis: Auswertung im Sinne der Herstellung von 
Tat-Täter-Hinweisen (im BKA z. T. mit Hilfe von Falldateien möglich, 
primäres Ziel des KPMD). 

Offender group analysis: Erhellung der Aufgaben- und Organisations­
strukturen in einer kriminellen Organisation (in schwerwiegenden 
Fällen auch im BKA vorhanden). 

Specific profile analysis: Erstellung von fallbezogenen Täterprofilen 
(in KKF enthalten). 

Investigation analysis: Beurteilung der polizeilichen Ermittlungen 
innerhalb eines konkreten Ermittlungsfalles vor Abschluß der Ermitt­
lungen. 

Als zweckmäßige Differenzierung für Auswerteformen des BKA erwies 
sich aus Sicht der Projektgruppe die Einteilung in operative (direkte 
Ausrichtung auf Ermittlungen) und strategische (Ausrichtung auf 
Führung und politische Beratung, nur indirekte Ausrichtung auf 
Ermittlungen) Auswertung. Zu den ersteren zählen die 

- ermittlungsbegleitende, 

- ermittlungsunterstützende und 

- ermittlungsinitiierende 

Auswertung. Zu den letzteren zählt die Erstellung von 

- Lagebildem, 

- darauf aufbauenden Bekämpfungskonzepten, 

- Phänomenologien und 

- Strukturanalysen (nicht personenbezogen). 

Als grundlegend für eine konsistente Kommunikation erweisen sich 
immer wieder die Definitionen und Begriffe. Die Projektgruppe hat 
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wiederholt darauf hingewiesen, daß eine dringende Notwendigkeit für 
eine Neufassung des Auswertebegriffs besteht. 

3. Der Auswerteprozeß 

Die Entwicklung der Begriffsfassungen spiegelt die Entwicklung des 
Auswerteverständnisses wieder. Wir haben bereits aufgezeigt, daß es 
geraten scheint, einen Auswertebegriff im weiteren Sinne zugrunde­
zulegen (siehe Anlage, Begriffe). Derrmach wird Auswertung im 
weiteren Sinne hier verstanden als "die zielorientierte 
SammlungIErhebung, Ordnung und Speicherung, Analyse und Bewer­
tung sowie die Ergebnisdarstellung, -weitergabe und -umsetzung". 
Anlaßbezogen gehört hierzu auch die Evaluation der Konzepte. Die 
Auswertung sollte aus Sicht einer Zentralstelle eher aktiv betrieben 
werden, da zum einen Inhalt, Qualität und formale Aufbereitung der 
Eingangsdaten in aller Regel mit der Fragestellung variieren und zum 
anderen die Dynamik der AufgabensteIlung und der Rahmenbedingun­
gen aktive Informationsbeschaffung erfordert. 

Ein solches Auswerteverständnis ist nicht nur in der Projektarbeit 
notwendig, sondern ist auch zwingend als Bestandteil der Auswertung 
im Tagesgeschäft anzusehen, um die Auskunftsfähigkeit des BKA zu 
erhalten und eine sachgerechte Schwerpunktsetzung realisieren zu 
können. 

In Einzelfällen scheint sie auch passiv denkbar. 

Somit stehen folgende Phasen des Informationsverarbeitungsprozesses 
im Betrachtungsspektrum: 

1. Zielbildung 

2. Informationssuche/ -sammlung 

3. Informations aufnahme 

4. Informationsordnung 
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5. Informationsspeicherung 

6. Informationsanalyse/ Auswertung im engeren Sinne 

• Abstraktion 

• Verdichtung 

• Abgleichung 

• Aggregation 

• Selektion 

• Zusammenführung 

• etc. 

7. Informationsbewertung/SchlußfolgerungenlPrognose 

8. Ergebnisdarstellung 

• Visualisierung 

• Berichtsdesign 

9. Ergebnisweitergabe (mündlich/schriftlich) 

10. Ergebnisumsetzung 

• Entwicklung von Strategien und Maßnahmen 

11. Evaluation und Rückkopplung. 

Auswertung im engeren Sinne umfaßt demnach offensichtlich die 
Punkte 6 - 9. 

Eine Beschränkung der Informationsbasis auf vorhandene Informatio­
nen vernachlässigt, wie bereits ausgeführt, zum einen die Einbindung 
des Systems Polizei in ein gesamtgesellschaftliches System und 
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berücksichtigt zum anderen nicht die überwiegend mangelhafte Daten­
bestückung der Meldedienste. Eine aktive zielorientierte Informa­
tionsbeschaffung in allen erforderlichen Informationsfeldern ist deshalb 
unabdingbare Voraussetzung einer effizienten Auswertung. 

Als weiteres Erfordernis zur Begriffsklarheit muß die Auswertung 
hinsichtlich der Dimensionen 

- Ziele 

- Inhalte 

- Methoden 

- Quellen 

- Zielgruppen! Adressaten 

- Träger 

- Organisationsformen 

- Phasen 

- Objekte und 

- Verrichtungen/Funktionen 

unterschieden werden. 

Eine solche begriffliche Festlegung erweitert das Aufgabenverständnis 
für kriminalpolizeiliche Auswertung erheblich. 

Auswertung im engeren Sinne vollzieht sich in der Praxis als Teil des 
Informationsverarbeitungsprozesses. Eine isolierte Betrachtung der 
eigentlichen Informationsveränderungs-, -bewertungs- und Prognose­
schritte wird der Vernetzung des Informationsverarbeitungsprozesses 
als Ganzheit nicht gerecht. 
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Um der Komplexität des Informationsverarbeitungsprozesses gerecht 
zu werden, bedient man sich in der Praxis eines schrittweisen Vorge­
hens. So kann vermieden werden, daß man sich bei der Vielzahl von 
Anforderungen, die sich bei der Informationsverarbeitung ergeben, im 
Detail verliert oder einzelne Anforderungen gänzlich übersieht. 

Entsprechend dem Schema der Informationsverarbeitungstheorie 
gestalten sich die elf Schritte des Informationsverarbeitungsprozesses. 

Die Schritte (angefangen von der Zielbildung über die Informations­
sammlung und -bewertung bis zur Ergebnisumsetzung und 
Rückkopplung) sind Bestandteil eines aktiven Auswerteverständnisses 
und spiegeln sich bereits in der Begriffsdefinition wider. Die Schritte 
sind von ihrer inneren Logik in sich abgeschlossen und geben den 
Auswertern die Möglichkeit, einzelne Phasen abschließen zu können 
und so eine Ausgangsbasis für das weitere Vorgehen zu haben. 
Ähnliche, sequentiell aufgebaute Vorgehensmodelle finden sich in der 
Literatur zu Problemlösungsprozessen und zum forschungslogischen 
Aufbau empirischer Projekte wieder. Das schrittweise Vorgehen 
erleichtert zwar die Handhabung einer der Informationsverarbeitung 
innewohnenden Komplexität, is.t jedoch keineswegs ein mechanisches 
Durchlaufen einer Prozedur und mit dem Abhaken einer Checkliste 
gleichzusetzen. Der Prozeß ist vielmehr zirkulär, was bedeutet, daß 
neue Erkenntnisse aus einzelnen Phasen zur Korrektur der Ergebnisse 
aus früheren Phasen führen können und diese Phasen erneut durchlau­
fen werden müssen. 

Je nach Problemstellung ist es allerdings nicht zwingend, daß immer 
alle Phasen des Informationsverarbeitungsprozesses gleich intensiv 
durchlaufen werden müssen. Der Aufwand muß in einem vernünftigen 
Verhältnis zum Nutzen stehen. Das konkrete Vorgehen hängt somit von 
drei Aspekten ab: 

- Zielsetzung der Analyse, 

- ökonomische Überlegungen und 

- Voraussetzungen der Auswertung. 
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Daraus resultiert, daß das jeweilige Vorgehen situationsspezifisch 
festgelegt werden muß. Man kann sich dabei jedoch auf die Schritte des 
Informationsverarbeitungsprozesses als Rahmen beziehen. 

Die Effizienz der Auswertung hängt allerdings vom schwächsten Glied 
der Informationsverarbeitungskette ab. Eine Vernachlässigung einzel­
ner Phasen führt zwangsläufig zu suboptimalen Gesamtergebnissen. 

Diese Aussage gilt sowohl für die Erstellung als auch die Umsetzung 
von Konzepten. Der Erfolg wird nicht an den Absichten oder Absichts­
erklärungen gemessen, sondern am Ergebnis. Doch der Weg dahin ist 
meist steinig und unbequem. 

4. Ein neues Auswerteverständnis? 

Was ist neu an diesem Verständnis von Auswertung? Das haben wir 
doch immer schon so gemacht - also eher ein alter Hut? Mitnichten! 

Ein praktiziertes Auswerteverständnis muß sich künftig an folgenden 
Eckwerten ausrichten: 

• Berücksichtigung der Ganzheitlichkeitserfordernisse des Informa­
tionsverarbeitungsprozesses (Auswertung im weiteren Sinne) / 
Definition des Auswertebegriffs / "". Prozeßdenken 

Die Effizienz des Auswerteprozesses wird maßgeblich vom schwäch­
sten Glied der Informationsverarbeitungskette des Informationsverar­
beitungsprozesses bestimmt. Es gilt deshalb die Aufmerksamkeit 
gleichermaßen auf alle Phasen dieses Prozesses zu richten. 

• Festlegung der Auswerteziele (Ableitung aus Problemstellung) vor 
Beginn der Auswertung(FIS/op.Ausw)/ "". Zieldifferenzierung 

Informationsverarbeitungsprozesse setzen eine Zielorientierung 
voraus. 

Es existieren eine Vielzahl von Zielrichtungen für Auswerteprozesse. 
Eine bewußte Unterscheidung der Auswertefelder ist hier erforderlich. 
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Die Zielrichtung des Auswertevorhabens ist Ausgangspunkt jeglicher 
Überlegungen. 

• Festlegung des geforderten Qualitätsstandards unter Berücksichti­
gung der Kosten und Termine 

Die angestrebte Ergebnisqualität, die zur Verfügung stehende Zeit für 
dessen Erarbeitung und das zur Verfügung stehende Potential, sind als 
Leitplanken der Überlegungen zu sehen. 

• Differenzierung von Auswerteergebnissen (Produkte) und Aus­
werteformen (Sonderauswertungen etc.)/ 1111. Produktdifferen­
zierung 

Die Anforderungen an Auswerteprodukte sind unterschiedlich. Der 
Charakter des anzustrebenden Produktes muß deshalb berücksichtigt 
werden. Es existieren eine Vielzahl unterschiedlicher Produkte sowohl 
operativer als auch strategischer Auswertungen. 

• Zielgruppenorientierung der Auswertung 

Die Zielgruppe ist neben der Zielrichtung Ausgangspunkt der Überle­
gungen bei Auswertevorhaben. Die Zielgruppen sollten deshalb vor 
Beginn der Auswertung hinreichend konkretisiert werden. 

• Definition des Informationsbedarfs 

Der Informationsbedarf ergibt sich aus der Zielsetzung der Auswer­
tung. Vor Beginn der Datenerhebung muß Klarheit darüber geschaffen 
werden, welche Informationen zur Klärung des Sachverhaltes erforder­
lich sind. 

• Deckung des Informationsbedarfs mittels passiver und aktiver 
Informationsbeschaffung 

Nachdem der Informationsbedarf festgestellt wurde, muß festgestellt 
werden, welche Informationen wie und woher zu beschaffen sind. Bei 
bereits vorhandenen Informationen sollte darauf geachtet werden, daß 
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das Informationsmaterial auch dazu geeignet ist, die Fragestellungen zu 
beantworten. 

• Gemeinsame Ergebnisverantwortung 

Auswerteprozesse sind letztlich darauf ausgerichtet Realitäten zu 
gestalten. Die Erstellung der Auswerteberichte allein schafft Problemla­
gen nicht aus der Welt. Es kommt vielmehr darauf an, die dureh 
Auswertung gewonnenen Erkenntnisse umzusetzen. Hierfür bedarf es 
zum einen der Akzeptanz bezüglich der Ergebnisse und zum anderen 
einer dauerhaften Kraft, die die Umsetzung gewährleistet. Soweit bei 
den Zielgruppen das Bewußtsein für eine gemeinsame Ergebnisum­
setzung vorhanden ist, ist dies ein wesentlicher Schritt hinsichtlich 
der Sicherstellung von Umsetzungsaktivitäten. 

• Abstimmung der Vorgehensweise und der Arbeitsteilungl Berück­
sichtigung der Situationsbedingungen 

Auswertung vollzieht sich in arbeitsteiligen Prozessen. Um ganzheitli­
che Sichtweisen in arbeitsteiligen Organisationen und über Bund­
Länder-Grenzen sicherzustellen, bedarf es anlaßbezogener flexibler 
Organisationsformen. Nicht immer sollte der kleinste gemeinsame 
Nenner zwischen den unterschiedlichsten Interessengruppen hand­
lungsleitend wirken. Vielmehr müssen, abgestimmt auf die Bedarfslage 
Kooperationen unterSChiedlichster Zusammensetzung gebildet werden. 
Bei komplexen Vorhaben sollte hinsichtlich der Notwendigkeit und 
dem Ziel vor Beginn des Auswertevorhabens Konsens zwischen den 
Interessengruppen gefunden und so die erforderliche Akzeptanz für die 
Umsetzung gefunden werden. Auf dieser Basis müssen auch Fragen der 
Vorgehensweise und Arbeitsteilung im konkreten Prozeß gelöst 
werden. 

• Verbreitung der Auswertestandards und deren situationsgerechte 
Verwendung 

Die Auswertesituation ist hinsichtlich der Organisation, der Qualifikati­
on, der dv-technischen Realisation geplanter Konzepte, der 
SChwerpunktsetzung, allgemeinen Ressourcenausstattung und der 
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Erwartungen ziemlich heterogen. Aus dieser sehr unterschiedlichen 
Ausgangslage ergeben sich selbst bei gemeinsamer Zielsetzung 
unterschiedliche Wege und Maßnahmen zur Zielerreichung. Das 
Veränderungskonzept muß deshalb als Rahmenkonzept gesehen und 
den individuellen Erfordernissen angepaßt werden. Gleichwohl bedarf 
es bei einer sachlichen Ausrichtung der Diskussion eines gemeinsa­
men Auswerteverständnisses und einer Mindestqualifikation bezüglich 
Methoden und Techniken der Auswertung. 

37 



Korruption in staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungsorganen 
(Methodendarstellung in Kurzform) 

Wemer Vahlenkamp 

1. Vorbemerkungen 

Die Ergebnisse zum Forschungsprojekt "Korruption - ein unscharfes 
Phänomen als Gegenstand zielgerichteter Prävention" sind im Band 33 
der BKA-Forschungsreihe im Jahre 1995 veröffentlicht worden. Als 
Folgeprojekt der abgeschlossenen BKA-Untersuchung ist das 
Forschungsprojekt "Korruption in staatlichen Kontroll- und 
Strafverfolgungsorganen" gedacht. Dieses Folgeprojekt befindet sich, 
noch in der Erhebungsphase, so daß zu diesem Zeitpunkt nur Aussagen 
zur Methode gemacht werden können. 

Im Forschungsprojekt "Korruption - ein unscharfes Phänomen als 
Gegenstand zielgerichteter Prävention", wurde die Korruption im 
Rahmen wirtschaftlicher Betätigung, sowie im Zusammenhang mit dem 
allgemeinen Verwaltungshandeln untersucht. Nunmehr sollen die 
Korruptionsphänomene in staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungs­
organen analysiert werden. Aus Praktikabilitätsgründen heraus erfolgte 
eine Begrenzung des Untersuchungsfeldes auf die Bereiche Polizei, 
Staatsanwaltschaft, Strafvollzug, Strafgerichte und Zoll. 

Dieser zweite Untersuchungs ansatz ist insbesondere deshalb notwen­
dig geworden, weil die unterschiedlichen Motive der Täter eine diffe­
renzierte Betrachtung erfordern. Während sich bei der "Korruption im 
Rahmen wirtschaftlicher Betätigung" als Hauptmotiv die Gewinnmaxi­
mierung herausgestellt hat, ist bei der Korruption in Kontroll- und 
Strafverfolgungsorganen die Risikominimierung bzw. das Abwenden 
der Strafverfolgung als dominantes Motiv anzunehmen. Darüber hinaus 
ist nicht auszuschließen, daß - im Gegensatz zur allgemeinen öffentli­
chen Verwaltung - in der Strafverfolgung Arbeitsstrukturen und 
-abläufe existieren, die korruptive Einflußnahmen in besonderer Weise 
fördern oder behindern können. So besteht ein wesentliches Ziel der 
Untersuchung darin, diese speziellen Strukturen in den unterschiedli-
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chen Untersuchungsfeldem aufzuspüren und zu bewerten, um auf 
dieser Basis Präventions maßnahmen zu entwickeln. 

Methodische Grundlagen der Untersuchung bilden qualitative Erhebun­
gen in Form von Experteninterviews, schriftlichen BefragUngen und 
Aktenanalysen. Quantitative Aussagen im Rahmen einer Hellfeld­
unterSUChung werden nicht angestrebt, personenbezogene Daten nicht 
erhoben. 

2. Untersuchungsbereiche 

- Polizei 

- Schutzpolizei 
- Schutzpolizeien der Länder 
- Bundesgrenzschutz 

- Kriminalpolizei 
- Kriminalpolizeien der Länder 
- Bundeskriminalamt 

- Justiz 

- Staatsanwaltschaft 
- Strafgerichte 
- Strafvollzug 

- Zoll 

- Allgemeine Zollverwaltung (Abfertigung von Waren für den 
freien Verkehr) 

- Zollfahndung 

Das Beschaffungswesen wurde bereits im vorangegangenen For­
schungsprojekt untersucht und ist deshalb nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung. 
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3. Untersuchungsziele 

Die Untersuchungsziele werden wie folgt definiert: 

• Begriffsanalyse (Arbeitsdefinition mit Kurzkommentar siehe 
Anlage 1, Seite 46) 

Klärung der allgemeinsprachlichen, rechtlichen und sozialwis­
senschaftlichen Inhalte des Begriffs Korruption 

Deftnition 

• Situationsanalyse 

Darstellung der Phänomene der Korruption in den 
Untersuchungsbereichen 

Herausarbeiten besonders korruptionsanfälliger Funktionen 
bzw. Aufgabenfelder 

Erforschen der Ursachen und Motive der Korrumpierenden und 
der Korrumpierten 

Ausloten des Sensibilisierungsgrades und des Problembewußt­
seins der potentiell Betroffenen in den verschiedenen 
Untersuchungsbereichen 

Beschreibung der Auswirkungen der Korruption auf die Arbeit 
in den Untersuchungs bereichen und auf Staat und Gesellschaft 
insgesamt 

Aufzeigen der Einflüsse und Praktiken der Organisierten 
Kriminalität 

Einholen von Anregungen und Empfehlungen für die präventive 
und repressive Korruptionsbekämpfung innerhalb der Kontroll­
und Strafverfolgungsbehörden 

- ReChtsanalyse 
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Rechtliche Auseinandersetzung mit straf-, dienst- und diszipli­
narrechtlichen Aspekten 

- Aufzeigen von Bekämpfungsansätzen 

a) Prävention 

Erarbeiten von aufgabenorientierten Präventionsstrategien 

Erarbeiten von Empfehlungen für das Erkennen von Tat­
gelegenheits strukturen 

Entwurf eines Konzepts zur Sensibilisierung im Rahmen der 
polizeilichen Aus- und Fortbildung 

b) Repression 

Erarbeiten von Indikatoren für das Aufdecken von Korruption 

Erarbeiten von organisatorischen, taktischen und rechtlichen 
Empfehlungen zur Effektivierung der Strafverfolgung 

Entwickeln von dienst- und disziplinarrechtlichen Verhaltens­
empfehlungen 

4. Untersuchungsmethoden bzw. -maßnahmen 
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a) Literaturanalyse 

Auswertung der einschlägigen Literatur; Auswertung bereits 
bestehender Anti-Korruptions-Konzepte in bezug auf die 
Verwertbarkeit für die Untersuchung 

b) Workshop 

Diskussion mit Vertretern der Polizei, Justiz und des Zolls; 
Ausloten der Bereitschaft zur Unterstützung des Projekts; 



Diskussion der Möglichkeiten und Grenzen der Daten- bzw. 
Informationsgewinnung (Machbarkeit). 

c) Aktenauswertung 

Auswertung von Strafakten mit Korruptionshintergrund 
(Stichprobe); Herausarbeiten korruptions sensibler Aufgaben­
bereiche; Aufzeigen von Schwachstellen und Andockflächen 
für Korruption; Ursachenanalyse; Tätermotive und 
-methoden; anonymisierte Auswertung von Disziplinarakten 

d) Rechtsanalyse 

Mängel und Defizite im Rechtsbereich (Straf-, Strafprozeß-, 
Beamten-, Dienst- und Disziplinarrecht); Rechtsprechung 

e) Analyse der Aus- und Fortbildung 

Korruptions- und berufsethisch orientierte Aus- und 
Fortbildungsinhalte bzw. -aspekte in den einzelnen 
Untersuchungsbereichen 

f) Schriftliche Befragungen 
(standardisierter Fragebogen) 

Disziplinarbeauftragte 

Führungskräfte und Bedienstete in sachbearbeitender 
Funktion 

Teilnehmer an Fortbildungsveranstaltungen der 
Polizei führungs-Akademie Münster-Hiltrup (PFA) 

g) Experteninterviews 
(Interviewleitfaden mit offenen Fragen) 

- Expertengruppen wie unter f) -

h) (ggf.) Täterbefragungen 
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Realisierung nur, wenn geeignete Probanden (Bedienstete, 
gegen die ein Strafverfahren wegen Vorteils annahme/ 
Bestechlichkeit geführt wurde) über die schriftlichen Befra­
gungen bzw. die Experteninterviews gewonnen werden 
können. 

Projektart 

Eigenprojekt in Kooperation Bundeskriminalamt / Polizeiführungs -
Akademie 

Projektablauf 

Die Projektarbeiten werden von den Projektleitem und den Studieren­
den der PFA durchgeführt. Der Projektablauf stellt sich wie folgt dar: 

1. Jahr: (Machbarkeitsstudie) 

Projektplanung 

Erarbeiten einer Arbeitsdefinition 

Vorauswertung der Literatur 

Erarbeiten der Fragebögenllnterviewleitfäden 

Durchführung einer Projektwoche in der PFA mit Pretest 

Auswertung der Ergebnisse und Bewertung des Pretests 

Durchführung eines Workshops 

Erstellen eines Zwischenberichts 

2. Jahr: 

44 

Durchführung einer Projektwoche in der PFA (Studiengang 
1995/1997) mit konkreten AufgabensteIlungen (Experteninter­
views, Aktenauswertungen, Einzeluntersuchungen zu bestimmten 
Teilkomplexen) 



Beginn der Auswertungsphase 

Durchführung von schriftlichen Befragungen in Dienststellen der 
Polizei, des Zolls und der Justiz 

Gesamtübersicht über die Erhebungsphase siehe Anlage 2, Seite 50 

3. Jahr: 

Auswertungsphase (Ergebnisse der schriftlichen Umfragen und 
Experteninterviews ) 

Erstellen des Schlußberichts; Erarbeiten eines Präventions­
konzepts 
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Anlage 1 

Arbeitsdetln1tion "Korruption" mit Kurzkommentar 

Der Begriff "Korruption" im Sinne dieser Untersuchung ist bewußt weit 
ausgelegt. Diese Vorgehensweise trägt der Erkenntnis Rechnung, daß 
viele sog. Korruptionsverfahren rechtlich nicht unter die § § 331 ff. 
StGB zu subsumieren bzw. innerhalb der engen Grenzen der jeweiligen 
Tatbestände beweiskräftig zu unterlegen sind. Die juristische Zuord­
nung erfolgt so mitunter zu den Tatbeständen des Betruges, der 
Unterschlagung, des Verrats von Dienstgeheimnissen oder sonstiger 
unechter Amtsdelikte. Würde eine juristisch geprägte Definition der 
Untersuchung vorangestellt, so kämen derartige Fallkonstruktionen 
nicht ins Blickfeld der Untersuchung. Es stünden damit nur begrenzte 
Datensätze mit wenig Aussagekraft in bezug auf die Zielsetzung der 
Untersuchung zur Verfügung. 

Die für die Untersuchung gewählte Arbeitsdefinition umfaßt folgende 
Kriterien: 

i. Mißbrauch eines öffentlichen Amtes in Form von Gesetzes­
verstößen oder Mißachtung von Dienstvorschriften 

2. zugunsten eines Dritten 

3. auf dessen Veranlassung oder aus Eigeninitiative 

4. zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen anderen 

5. mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils im Zusammenhang mit 
der Aufgabenwahmehmung der Polizei, der Justiz oder des Zolls. 

Kommentar: 

zu 1. Mißbrauch eines Offentliehen Amtes in Form von 
GesetzesversttJßen oder Mißachtung von Dienstvor­
schriften in Form der 

Mißachtung des Legalitätsprinzips 
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Überschreitung oder unzulässige Auslegung des 
Ermessenspielraums (Anwendungsbereich des Opportu­
nitätsprinzips ) 

sonstige Rechtsverstöße 

Verstöße gegen Dienstvorschriften 

Beispiele: 

Der Kriminalbeamte sieht nach Vorteils versprechungen von 
einer Strafanzeige ab. 

Der Schutzpolizeibeamte trifft eine begünstigende Entschei­
dung im Rahmen des Ermessenspielraums, die er ohne 
Gewährung eines Vorteils so nicht getroffen hätte. 

Der Polizeibeamte verrät im Rahmen der "Klimapflege" mit 
dem Milieu den Termin einer anstehenden Razzia. 

Die Datenerfassungskraft gibt Fahndungsdaten an Nicht­
berechtige weiter. 

Der Zollbeamte begünstigt einen bestimmten Fahrer, indem er 
eine Dienstanweisung zur Überprüfung von einreisenden 
LKW mißachtet. 

Vorn Polizeirevierleiter wird ein bestimmter Abschleppunter­
nehmer wiederholt bevorzugt. 

Die Schreibkraft im Geschäftszimmer der Staatsanwaltschaft 
gibt Informationen aus Strafakten an Unbefugte. 

Der Richter ignoriert Beweismaterial und gewährt Haftver­
schonung. 
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Hinweis: 

Das Beschaffungswesen ist nicht Gegenstand der Unter­
suchung. 

zu 2: zugunsten eines Dritten 

Der Nutznießer des Amtsmißbrauchs ist immer ein Dritter 
(der Einflußnehmer). Insofern besteht ein Beziehungs­
verhältnis nach außen. 

zu 3: auf dessen Veranlassung oder aus Eigeninitiative 

Die Tathandlung erfolgt auf Veranlassung dieses Dritten (des 
Einflußnehmers) oder eigeninitiativ, d.h. der Bedienstete 
fordert für die Amtshandlung eine Gegenleistung bzw. signali­
siert, daß er ohne eine solche nicht tätig wird. 

zu 4: zur Erlangung eines Vorteils ... 
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Beispiele für gewährte Vorteile: 

Der Vollzugsbeamte empfängt Bargeld oder läßt sich sonstige 
Vorteile versprechen. 

Der Beamte bekommt Informationen aus der Szene, die zum 
Fahndungserfolg - und als Nebeneffekt zu Karrierevorteilen -
führen. 

Das Polizeirevier läßt sich von einem wiederholt bevorzugten 
Abschleppunternehmer ein Betriebsfest ausrichten. 

Der Zollbeamte bekommt für sein "Entgegenkommen" Waren 
aus der LKW-Ladung 

Die Datenerfassungskraft sichert sich mit der Weitergabe der 
Informationen die Zuneigung des Nutznießers. 



Dem Richter wird der Zugang zu "elitären Gesellschafts­
kreisen" gewährt. 

... fUr sich oder einen anderen 

Der Korrumpierte kann den Vorteil für sich in Anspruch 
nehmen oder an einen anderen abtreten (z.B. Arbeitsstelle für 
die Ehefrau; Ferienjob für das Kind usw.). 

zu 5: mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils 

Der Schaden bzw. Nachteil kann materieller Art (z.B. erhöhte 
Kosten für die Beseitigung einer Gefahrenlage, nicht erhobe­
ne SteuemlAbgaben/Bußgelder, Kosten für strafprozessuale 
Maßnahmen oder polizeiliche Einsätze) oder immaterieller 
Art sein (Erschwerung der Beweissicherung, Behinderung 
der Strafverfolgung, Rufschädigung der Staatsorgane). 
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Anlage 2 

Forschungsprojekt: 

Korruption In staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungsorganen 
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Straf akten 

Ermittlungs- / 
Strafverfahren 

Untersuchungsmethoden 
- Erhebungsphase -

Bedienstete Experten 
- de, Polizei - Dlszlpllna,-
- der Justiz beauftragte 
- des Zolls - Pollze/-/ 

a) Le/tungsebene Zollbedlenstete 
Disziplinarakten b) Ausführende - Staatsanwälte 

(anonymisiert) Ebene - Richter 

OK- - JVA-Sedienstete 

desBDiA Ermittlungs- (ggf.) 
beamte Täter 

Beauftragte für 
Korruptions-
ermittlungen 

gg. Bedienstete der 
Polizei, Justiz und 

des Zolls 

ISKA- KI16 1 



Geldwäsche I Gewinnahschöpfung 

Jörg Ziegler 

1 Einleitung 

Ich beabsichtige, die Ergebnisse des Projekts unter zwei Aspekten 
vorzustellen, die über die Tagesaktualität hinaus wichtig erscheinen: 

(1) Es ist bisher nicht gelungen, die Vielzahl kriminalpolizeilicher 
Erkenntnisse so erfolgreich in Ennittlungsverfahren zu integrie­
ren, daß die Effektivität der neuen gesetzlichen Regelungen schon 
hinreichend gewährleistet ist. 

(2) Die Geldwäsche-IGewinnabschöpfungsregelungen, die sich ur­
sprünglich gegen die Rauschgiftkriminalität und besondere 
Erscheinungsformen der Organisierten Kriminalität richteten, nicht 
aber gegen Fiskaldelikte, könnten auf die Bekämpfung von fiskal­
delikten ausgedehnt werden, weil die Verzahnung zwischen 
organisiert begangener Kriminalität und der Begehung von Fiskal­
delikten immer deutlicher hervortritt und wahrgenommen wird. 

Zum Projekt ist zu bemerken, daß die Erhebung von Aussagen zur 
Implementierung neuer gesetzlicher Vorschriften einen längeren 
Zeitraum umfassen muß. Es konnten daher auch erst im Jahr 1995 
Bewertungen der Landeskriminalämter erhoben werden. Dies geschah 
mittels eines Fragebogens, der sich besonders auf die vermuteten 
Schwachstellen der Gesetzgebung konzentrierte und auch dazu diente, 
einschlägige Fallbeispiele zu erheben. 

Die Auswertung der Fragebögen umfaßte Nachfragen bei den Landes­
kriminalämtern zu den angegebenen Verfahren und insbesondere die 
Beiziehung gerichtlicher Entscheidungen, soweit diese bereits 
vorlagen. Im Vordergrund stand dabei, ein Meinungsbild über die 
Anwendungspraxis bezüglich der neuen gesetzlichen Regelungen zu 
erhalten und diesbezüglich vorhandene Probleme aufzuarbeiten. 
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2 ErgebniszusammensteUung 

Aufgrund von Verdachtsmeldungen nach dem Geldwäschegesetz 
wurden im ersten Halbjahr 1995 zwar 1.056 Ermittlungsverfahren mit 
Js-Aktenzeichen wegen des Verdachts der Geldwäsche gemäß § 261 
StGB eingeleitet. Die bisherigen Erfahrungen zeigen jedoch, daß 
Ermittlungsverfahren nicht allzu häufig auch zu Anklagen bzw. Verur­
teilungen führen. Ursache hierfür ist die Hauptproblematik der Geldwä­
scheermittlungen, die darin besteht, über die mutmaßliche Geldwäsche­
handlung hinaus die Vortat eines anderen, eine in der Regel unbekannte 
Person, nachzuweisen sowie den Kausalzusammenhang zwischen der 
Geldwäschehandlung und der Vortat eines anderen beweiskräftig 
herzustellen. Ein solcher Nachweis ist aufgrund des arbeitsteiligen 
Vorgehens der handelnden Personen und der im Bereich der Organi­
sierten Kriminalität praktizierten Abschottung und Verschleierung nach 
dem derzeitigen Kenntnisstand bisher nur in wenigen Fällen gelungen. 

Im Rahmen des Projekts "Geldwäsche/Gewinnabschöpfung" konnten 
nur. sechs Verurteilungen nach § 261 StGB ausgewertet werden. 

In den sechs Strafverfahren konnten die Tatbestandsvoraussetzungen 
des § 261 StGB, insbesondere das Vorliegen einer Vortat, beweis­
kräftig nachgewiesen werden. 

2.1 Vortatenkatalog 

Im Rahmen der aktuellen rechtspolitischen Diskussion werden deshalb 
Gesetzesänderungen angestrebt, um die Geldwäschebekämpfung 
effektiver zu gestalten. Die aufgrund dieser Untersuchung gewonnenen 
Erkenntnisse machen deutlich, daß folgende Änderungen des § 261 
StGB in dem Zusammenhang mit dem Vortatenkatalog gefordert 
werden: 

- Der Vortatenkatalog des § 261 StGB sollte um wesentliche Erschei­
nungsformen der Organisierten Kriminalität, insbesondere der 
Rotlichtkriminalität, der unerlaubten Veranstaltung eines Glücks­
spiels (§ 284 StGB), der Steuerhehlerei (§ 374 AO), des Einschleu­
sens von Ausländern (§§ 92a, b AusIG), der gewerbsmäßigen 
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Hehlerei und Bandenhehlerei (§ 260 StGB), sowie der Umwelt- und 
Korruptionsdelikte erweitert werden. 

Die angelieferten Fallbeispiele waren allerdings nur für die Forderung 
nach einer Einbeziehung von Steuerstraftaten, insbesondere der 
Steuerhehlerei aussagekräftig: 

Fall 1: 

Aufgrund einer Verdachtsmeldung nach § 11 GwG wurde eine Firma 
angezeigt, die plötzlich hohe Umsätze erzielte und hierdurch ihren 
bisherigen Geschäftsrahmen erheblich überstieg. Ursache für die 
plötzliche Umsatzsteigerung waren überwiegend hohe Bareinzahlun­
gen, die anschließend nach Vietnam überwiesen wurden. 

Die Ermittlungen bezüglich der eingezahlten Gelder ergaben, daß diese 
wohl auschließlich aus dem Verkauf unverzollter Zigaretten und 
teilweise auch aus dem Vertrieb von Raubkopien/Videokassetten 
stammten. Dies erfüllt den Tatbestand der Steuerhehlerei. 

Die Steuerhehlerei wird jedoch nicht vom Vortatenkatalog des § 261 
StGB erfaßt, so daß das polizeiliche Ermittlungsverfahren wegen des 
Geldwäscheverdachts eingestellt wurde. 

Fall 2: 

Aufgrund von Verdachtsanzeigen nach dem GwG wurde bekannt, daß 
Geldbeträge in Höhe von 500.000 DM bis 1.000.000 DM regelmäßig 
wöchentlich per Flugzeug nach Litauen befördert wurden. Im Rahmen 
der Ermittlungen wurde festgestellt, daß die Gelder für eine Firma, die 
Nichteisenmetalle nach Deutschland importiert und hier an Metallbetrie­
be verkauft, nach Litauen gebracht wurden. Weiterhin wurde festge­
stellt, daß unter den Metallen Zigaretten in großem Stil unverzollt nach 
Deutschland eingeführt wurden. Die angeblich aus dem Import der 
Metalle erzielten Erlöse standen in keiner Relation zu der Geschäftstä­
tigkeit der Firma. Vielmehr lag die Vermutung nahe, daß die Gelder aus 
dem Verkauf der eingeschmuggelten Zigaretten stammten. 
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Dieser Tatbestand wird jedoch nicht vom Vortatenkatalog des § 261 
StGB umfaßt. Auch eine Anwendung des § 129 StGB wurde von der 
Staatsanwaltschaft abgelehnt. 

Fall 3: 

In einem Bundesland gingen vermehrt Verdachts anzeigen gegen 
vietnamesische Staatsangehörige ein, die unverzollte Zigaretten illegal 
im Straßenhandel verkauften und bereits wiederholt wegen Steuerheh­
lerei strafrechtlich in Erscheinung getreten sind. Der Ablauf der 
Geldwäsche ist immer ähnlich gelagert: 

- Anschaffung unverzollter Zigaretten durch den sogenannten Groß­
händler im Ausland 

- illegaler Verkauf im Straßenhandel durch Kleinhändlergruppen, die 
oftmals unter Zwang arbeiten und dafür nur geringes Entgelt erhalten 

- Bargeldrückfluß an die Beteiligten der mittleren Ebene in der 
Hierarchie 

- Einzahlung der Gelder auf Privatkonten bzw. Firmenkonten 
(Kleingewerbe) meist unter Beteiligung mehrerer Personen 

- B arabhebungen und wiederum Einzahlungen auf weitere Konten 

- Auslandsüberweisungen nach Vietnam und Korea bzw. Investitionen 
in gewinnbringende Güter 

Obwohl bei dem streng organisierten Zigarettenhandel und -schmuggel 
vietnamesische Straftätergruppierungen in den neuen Bundesländern 
und Berlin besonders auffaIlig geworden sind, ist die Strafverfolgung 
wegen Geldwäsche nicht möglich, da die Steuerhehlerei keine Vortat im 
Sinne des § 261 StGB darstellt und der Nachweis des § 129 StGB 
bereits im Ansatz scheiterte. 

Die Forderung nach Einbeziehung der Steuerstraftaten in den Vortaten­
katalog hat inzwischen auch zu einer Initiative des Bundesministeriums 
der Finanzen geführt. Inhalt dieser Initiative ist die Erweiterung des 
Straftatenkatalogs um die schweren Fiskalstraftaten der Steuerhinter­
ziehung und -hehlerei. 
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Mit der Erweiterung wird vor allem Erscheinungsformen des organi­
sierten Verbrechens in Bereichen der Wirtschaft und Steuerkriminalität 
Rechnung getragen, deren Entwicklung zu erheblicher Sorge Anlaß gibt 
und die mit den gleichen Mitteln wie die übrige Organisierte Kriminali­
tät bekämpft werden müssen. 

Gerade im Bereich des Zigarettenschmuggels, der in seiner banden­
und gewerbsmäßigen Begehungsweise eine typische Erscheinungsform 
der Organisierten Kriminalität darstellt, werden ungeheure Gewinne 
erzielt. Diese haben nicht nur zu brutalen Revier- und Verteilungs­
kämpfen geführt, sondern sind insbesondere Nährboden für den Aufbau 
weiterer krimineller Strukturen in den Bereichen Rauschgift, Prostituti­
on und Glücksspiel. Durch die Einbeziehung der Steuerhinterziehung 
gewinnt die Bekämpfung der Geldwäsche an Effektivität. Bereits beim 
Auftreten erheblicher Geldmengen liegt der Schluß auf Schwarzgelder 
und damit auf Steuerhinterziehung näher als auf andere Straftaten. Die 
derzeit mögliche Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen Geld­
wäsche eröffnet den Strafverfolgungsbehörden den Zugriff auf beim 
Täter befindliche Vermögenswerte unter den erleichterten Vorausset­
zungen des erweiterten Verfalls (§ 261 Abs. 7). Dagegen ist der nach 
geltender Rechtslage geforderte Nachweis der rechtswidrigen Herkunft 
größerer Geldmengen gerade im Bereich des organisierten Groß­
schmuggels kaum zu führen. 

Die bei Finanzermittlungen aufgetretenen Schwierigkeiten führen also 
dazu, daß Fiskaldelikte nunmehr verstärkt als Teil der Organisierten 
Kriminalität wahrgenommen werden. 

2.2 Weitere Änderungsvorschläge 

Folgende Änderungen wurden von den Landeskriminalämtern darüber 
hinaus angeregt: 

- § 261 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 StGB sollte in der Weise geändert werden, 
daß die Vortaten der Geldwäsche nicht wie bisher "bandenmäßig 
und gewerbsmäßig" begangen sein müssen, sondern das alternative 
Vorliegen dieser Merkmale ausreicht. 
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- Das Tatbestandsmerkmal "eines anderen" ist zu streichen, damit 
auch der Vortäter bzw. der Mittäter der Vortat wegen Geldwäsche 
bestraft werden kann. 

Schon zu Beginn wurde das Hauptproblem der Finanzermittlungen, der 
Nachweis der Kausalität zwischen Geldwäsche und konkreter Vortat 
gemäß § 261 Abs. 1 StGB angesprochen. 

Es scheint leider Tatsache zu sein, daß in der Rechtsdogmatik das 
eigentliche Ziel der Finanzermittlungen, die kausale Beweisführung 
zwischen der Geldwäsche und dem grunddeliktischen Ursprung der 
Vermögenswerte, zur eigentlichen Voraussetzung des Ermittlungsver­
fahrens gemacht wird. 

Zur Verdeutlichung der Problematik sei hier ein Beispiel dargestellt, 
das eigentlich zu der Hoffnung Anlaß gibt, daß auch die Recht­
sprechung die Problematik erkannt hat. 

Leider handelt es sich um einen Einzelfall, dem die vielen Beispiele 
gegenüberstehen, in denen mangels Vorliegens einer Vortat die 
Geldwäscheermittlungen eingestellt werden mußten. 

Fall: 

Aufgrund einer Verdachtsanzeige nach § 11 GwG beantragte die 
Staatsanwaltschaft die Beschlagnahme von Kontounterlagen des 
Beschuldigten. Die Staatsanwalt begründete ihren Antrag damit, daß im 
Hinblick auf das seltsame Geschäftsgebaren des Beschuldigten der 
Anfangsverdacht einer Straftat nach § 261 StGB nicht von der Hand zu 
weisen sei. 

Das Amtsgericht Saarbrücken wies diesen Antrag mit der Begründung 
zurück, daß keine Anhaltspunkte dafür vorlägen, daß die Gelder einer 
der in § 261 Abs. 1 StGB genannten Straftat zuzuordnen seien. 

Mindestens genauso wahrscheinlich sei es, daß das Geld aus einem 
von § 261 StGB nicht umfaßten Vergehen stamme. 
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Auf die Beschwerde der Staatsanwaltschaft hob das Landgericht 
Saarbrücken den Beschluß des Amtsgerichts auf, mit der Begründung, 
aufgrund des ungewöhnlichen Geschäftsgebarens des Beschuldigten 
bestehe der Verdacht der Geldwäsche. So seien Ein- und Auszahlungen 
stets im Beisein einer weiteren Person erfolgt; es seien nahezu keine 
Kontobewegungen im unbaren Zahlungsverkehr erfolgt und über 
regelmäßige größere Bareinzahlungen wurde sofort durch Vorlage von 
Barschecks verfügt. Diese Umstände ließen ohne weiteres den Schluß 
zu, daß die dem Beschuldigten zur Verfügung stehenden Mittel aus 
einer Straftat der in § 261 Abs. 1 StGB bezeichneten Art herrührten. 
Strengere Anforderungen an einen Anfangsverdacht zu stellen, hätte 
nach Auffassung des Landgerichts die rechts- und kriminalpolitisch 
äußerst bedenkliche Konsequenz, daß sich ein Anfangsverdacht bei 
Meldungen von Kreditinstituten kaum jemals begründen ließe, selbst 
wenn von diesen auf die ungewöhnlichsten Geschäftspraktiken hinge­
wiesen würde. Die Vorschrift des § 261 StGB liefe dann in allen Fällen 
leer, in denen keine sonstigen ErmittIungsansätze vorhanden seien 
(Quelle: LG Saarbrücken, Beschluß vom 12.10.94 - 3 Qs 230/94, 
wistra 95,31,32). 

In einer Entscheidung des AG Saarbrücken vom 29.02.96 wird aller­
dings der Antrag der zuständigen Staatsanwaltschaft auf Erlaß eines 
Durchsuchungsbeschlusses in anderer Sache zurückgewiesen, da die 
Ermittlungen keinen Hinweis auf eine Katalogtat im Sinne des § 261 
StGB ergeben haben und demgemäß ein Anfangsverdacht nicht bejaht 
werden könne. Reine Mutmaßungen reichten hierfür nicht aus. Die 
Entscheidung des LG Saarbrücken vom 12.10.94 wird nach Auffassung 
des Amtsgerichts für rechtlich nicht vertretbar gehalten. Zur weiteren 
Begründung der Entscheidung wird lediglich auf Anmerkungen von 
earl/Klos in wistra 95, 32 f. zu der angeführten Entscheidung des 
LG Saarbrücken verwiesen (Quelle: Beschluß des AG Saarbrücken 
- 7 Gs 145/967 - vom 22.02.96). 

2.3 Telefonüberwachung bei Geldwäscheverdacht 

Die im Rahmen des Projekts gewonnenen Erkenntnisse zeigen, daß die 
Hauptproblematik der Finanzermittlungen wegen des Verdachts der 
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Geldwäsche darin besteht, konkrete Bezüge zwischen dem mutmaßli­
chen Geldwäscher und dem Täter einer konkreten Vortat herzustellen. 
Dies ist wegen des arbeitsteiligen Vorgehens der handelnden Personen 
und der im Bereich der Organisierten Kriminalität praktizierten 
Abschottung und Verschleierung in der Regel nur im Rahmen verdeck­
ter ErmittIungsmaßnahmen, insbesondere im Wege der Überwachung 
des Fernmeldeverkehrs gemäß § l00a StPO möglich. Darüber hinaus ist 
die Überwachung des Fernmeldeverkehrs in besonderem Maße geeig­
net, komplexe internationale Geldwäschestrukturen aufzudecken. Der 
Straftatbestand der Geldwäsche gemäß § 261 StGB ist bislang jedoch 
nicht in den Straftatenkatalog des § l00a StPü aufgenommen worden. 

In zahlreichen Fällen, die im Rahmen des Projekts zu der Frage der 
Erweiterung des § l00a StPO um den Tatbestand der Geldwäsche 
zugeliefert wurden, waren die Landeskriminalämter der Auffassung, 
daß eine Überwachung des Fernmeldeverkehrs möglicherweise zu einer 
besseren Aufklärung des Straftatbestandes der Geldwäsche, insbeson­
dere im Hinblick auf die Herkunft der Gelder, geführt hätte. Die Aufnah­
me des § 261 StGB als Katalogtat in den § l00a StPO ist daher drin­
gend geboten. Dies wird durch zahlreiche Beispielsfälle verdeutlicht, in 
denen vorliegende Verdachtsmomente nicht substantiiert werden 
konnten. 

Zwei Beispiele seien hier stellvertretend genannt: 

Fall 1: 

In einem von der Gemeinsamen ErmittIungsgruppe des BKAIZKA 
geführten Ermittlungsverfahrens gegen mehrere Beschuldigte wegen 
des Verdachts der Geldwäsche und des Verstoßes gegen das BtMG 
wäre es ohne Telefonüberwachungsmaßnahmen nicht möglich gewesen, 
den jetzt ermittelten international operierenden Rauschgifthändler- und 
Geldwäschering aufzudecken. Sollte im weiteren Verfahren jedoch nur 
eine Anklage wegen der Nichtkatalogtat Geldwäsche möglich sein, so 
wird es äußerst problematisch. die aus der wegen einer anderen 
Katalogtat angeordneten Telefonüberwachung erlangten Erkenntnisse in 
diesem Verfahren als Beweismittel unmittelbar zu verwerten. 

58 



Fall 2: 

Bei einem iranischen Staatsangehörigen wurden Kontobewegungen in 
Millionenhöhe festgestellt, ohne daß sich auch nur annähernd ein 
wirtschaftlicher Grund nachvollziehen ließ. Vielmehr lag aufgrund der 
beteiligten Personen und Länder die Vermutung nahe, daß die Gelder 
illegalen Ursprungs waren. 

hn Laufe des Ermittlungsverfahrens wurde festgestellt, daß der 
Beschuldigte über ein Faxgerät verfügte, über das er vermutlich von 
dritter Seite Anweisungen für seine Transaktionen erhielt. 

Zur weiteren Aufklärung der Herkunft, des Zwecks und vor allem der 
Hintermänner der Zahlungen wären Maßnahmen nach § lOOa StPO 
erforderlich gewesen. 

2.4 Vermögensstrafe 

Die Einführung der Vermögensstrafe wird von den befragten Landes­
kriminalämtern insgesamt grundsätzlich positiv beurteilt. Es ist zwar 
eine gewisse Zurückhaltung der Gerichte bei der Anwendung des § 43a 
StGB festzustellen; dies könnte sich jedoch ändern, nachdem der 
Bundesgerichtshof die Verfassungs mäßigkeit dieser Vorschrift zwi­
schenzeitlich in mehreren Entscheidungen bestätigt hat. 

Die Beispielsfälle veranschaulichen den eingeschränkten Anwendungs­
bereich des § 43 a StGB. 

(1) Erforderlich ist zunächst eine Verweisung einer anderen Vor­
schrift auf § 43a StGB, die seine Anwendung ermöglicht, aber 
auch begrenzt. 

Die Strafvorschriften, die auf § 43a StGB verweisen, setzen mit 
der weitgehenden Beschränkung auf gewerbs- oder bandenmäßige 
Begehung Beweise voraus, die in der Regel selten und nur sehr 
schwierig zu führen sind. 
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(2) Die Vermögensstrafe darf nur neben einer lebenslangen oder 
zeitigen Freiheitsstrafe von mehr als zwei Jahren verhängt werden 
(§ 43a Abs. 1 S. 1 StOB). 

(3) Läßt sich nachweisen, daß Vermögenswerte des Täters aus 
konkreten Straftaten herrühren oder rechtfertigen die Umstände die 
Annahme einer solchen Herkunft im Sinne des Erweiterten Ver­
falls gemäß § 73d StOB, so gehen diese Möglichkeiten der 
Oewinnabschöpfung der Verhängung einer Vermögens strafe vor 
(§ 43a Abs. 1 S. 2 StOB). 

(4) Bei der Feststellung der Obergrenze der Vermögensstrafe sind von 
den Aktiva des Vermögens alle Verbindlichkeiten abzusetzen, die 
nach wirtschaftlicher Betrachtungsweise den Wert des Vermögens 
mindern. 

(5) § 43 a StOB ist als Kann-Vorschrift ausgestaltet, so daß die Strafe 
nur nach pflichtgemäßem Ermessen des Richters verhängt werden 
darf. Die Kumulation von Freiheits- und Vermögensstrafe muß 
jedoch tat- und schuldangemessen sein, d. h. das Oericht muß eine 
an sich verwirkte Freiheitsstrafe so kürzen, daß sie zusammen mit 
der Vermögensstrafe bzw. der Ersatzfreiheitsstrafe eine schuldan­
gemessen Summe bildet. 

Schließlich ist in diesem Zusammenhang noch darauf hinzuweisen, daß 
die Verhängung der Vermögensstrafe insbesondere im Hinblick auf 
§ 261 StOB erhebliche Probleme bereitet. § 261 StOB verweist zwar 
auf § 43a StOB, jedoch sind die Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 261 StOB - wie bereits dargestellt - nur selten nachzuweisen, so daß 
die Verweisung im Ergebnis leerläuft. Das veranschaulichen auch die 
dargestellten Beispielsfälle, in denen § 43a StOB durchgängig ohne 
Oeldwäschebezug angewandt wurde. Fälle, in denen § 43a StOB mit 
Oeldwäschebezug angewandt wurde, sind im Rahmen des Projekts nicht 
bekannt geworden. 

Einige Fälle wurden zugeliefert, in denen die Anwendung des § 43a 
StOB scheiterte. Dabei beschäftigen sich die Oerichte mit dem Problem 
des Vorrangs der Oewinnabschöpfungsmöglichkeiten der §§ 73 ff. 
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StGB vor § 43a StGB. In den Fällen standen der Anwendung des § 43a 
StGB die Gewinnabschöpfungsmöglichkeiten der §§ 73 ff. StGB 
entgegen. Das jeweilige Landgericht hatte die tatsächlichen Vorausset­
zungen für die Anordnung des Verfalls gemäß § 73 Abs. 1 S. 1 StGB 
bzw. für die Anordnung des Verfalls von Wertersatz nach § 73a S. 1 
StGB festgestellt, jedoch unter Nichtbeachtung des Vorrangs der 
§ § 73 ff. StGB jeweils Vermögensstrafen verhängt. 

Ein Sonderfall, der die Anwendung des § 43a StGB noch weiter 
einschränkt, sei nachfolgend geschildert. 

Fall: 

Das Landgericht Bad Kreuznach hatte einen Angeklagten wegen 
unerlaubten Handeltreibens mit Betäubungsmitteln in nicht geringer 
Menge in Tateinheit mit Einfuhr solcher Betäubungsmittel und in 
Tateinheit mit gewerbsmäßigem unerlaubten Handeltreiben mit Betäu­
bungsmitteln zu einer Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs 
Monaten rechtskräftig verurteilt. Die von der Staatsanwaltschaft 
beantragte Verhängung einer Vermögensstrafe nach §§ 30c BtMG, 43a 
StGB lehnte die Strafkammer jedoch ab, da mit dieser Norm "gravieren­
de Fälle", insbesondere die Organisierte Kriminalität bekämpft werden 
soll und in dem zu entscheidenden Fall das Vorliegen von Organisierter 
Kriminalität ausgeschlossen werden konnte. Der Angeklagte hatte zwar 
über einen längeren Zeitraum u. a. vom Handeltreiben mit Haschisch 
"gelebt", bei einem durchschnittlichen monatlichen Gewinn von einigen 
hundert Mark nach Ansicht der Strafkammer jedoch in vergleichsweise 
bescheidenem Umfang. Der Täter war nach Auffassung des Gerichts 
Einzeltäter. Unter diesen Umständen von Organisierter Kriminalität zu 
sprechen, sei nach Ansicht der Strafkammer verfehlt. 

2.5 Erweiterter Verfall 

Vermögensvorteile, die der Täter aus einer Straftat erlangt hat, konnten 
bereits vor Einführung des § 73d StGB gemäß § § 73, 73a StGB für 
verfallen erklärt werden. Die Anordnung des Verfalls gemäß § § 73, 
73a StGB scheiterte in der Praxis jedoch vielfach daran, daß der 
Zusammenhang zwischen der Straftat und dem Vermögensgegenstand 
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nicht nachgewiesen werden konnte. Die Einführung des erweiterten 
Verfalls soll diese Lücken der strafrechtlichen Gewinnabschöpfung 
schließen und die Anordnung des Verfalls auch in den Fällen ermög­
lichen, in denen der rechtmäßige Erwerb der bei den Tatbeteiligten 
vorgefundenen Vermögensgegenstände nicht festgestellt werden kann, 
die Umstände jedoch die Annahme rechtfertigen, daß diese Gegenstän­
de aus der Begehung von Straftaten herrühren bzw. für diese erlangt 
worden sind. 

Gegen die Vorschrift wurden im Hinblick auf die Unschuldsvermutung 
und die Eigentumsgarantie Bedenken geäußert, die der Bundesgerichts­
hof mit der Begründung zurückgewiesen hat, daß bei verfassungs­
konformer Auslegung der § 73d StGB nur dann angewendet werden 
könne, wenn der Tatrichter aufgrund erschöpfender Beweiserhebung 
und Beweiswürdigung die uneingeschränkte Überzeugung von der 
deliktischen Herkunft der Gegenstände gewonnen habe, ohne daß die 
Delikte selbst im einzelnen festgestellt werden müßten. 

Dies setzt eine sorgfältige Einzelfallprüfung der Gerichte voraus. 
Gleichwohl sind, wenn auch ohne Geldwäschebezug vier Urteile zum 
erweiterten Verfall im Rahmen des Projekts bekannt geworden. 

Die Urteile beschäftigen sich im Rahmen der Prüfung der Gewinnab­
schöpfungsregel des § 73d mit der zentralen Frage, ob in den jeweils 
zu entscheidenden Fällen "die Umstände die Annahme rechtfertigen, 
daß die beschlagnahmten Gegenstände für rechtswidrige Taten oder aus 
ihnen erlangt worden sind (§ 73d Abs. 1, S. 1 StGB)". 

In diesen Fällen haben die jeweiligen Strafkammern der Landgerichte 
die uneingeschränkte Überzeugung von der deliktischen Herkunft der 
Gegenstände gewonnen, ohne daß die Delikte im einzelnen festgestellt 
wurden (z. B. daß ein Geldbetrag in Höhe von 60.000 DM aus nicht 
mehr näher aufklärbaren Heroinverkäufen eines von Sozialhilfeleistun­
gen lebenden Asylbewerbers herrührte). Gründe, die zu vernünftigen 
Zweifeln an der deliktischen Herkunft des Tätervermögens Anlaß 
gaben, standen der Anordnung des erweiterten Verfalls nicht entgegen, 
zumal die Angeklagten keine legalen Einnahmen hatten, die ihnen die 
Ansparung der fraglichen Geldbeträge ermöglicht hätten. 
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Der erweiterte Verfall kann im Ermittlungsverfahren durch Beschlag­
nahme der Gegenstände gemäß § l11c StPO vorbereitet werden, wenn 
gemäß § 111b StPO dringende Gründe für die Annahme vorhanden 
sind, daß die Voraussetzungen für ihren Verfall (§§ 73 ff. StGB) oder 
ihre Einziehung (§ § 74 ff. StGB) vorliegen. 

Nur dringende Gründe für die Annahme, daß der zu beschlagnahmende 
Gegenstand dem Verfall oder der Einziehung unterliegen, rechtfertigen 
die Sicherstellung. Hierin enthalten ist zugleich das Erfordernis eines 
dringenden Tatverdachts, der sich aber noch nicht gegen bestimmte 
Beschuldigte zu richten braucht. 

Die Anwendungspraxis zeigt, daß die Gerichte von den Vorschriften 
Gebrauch machen und zwar insbesondere wenn sich bestimmte Ein­
kommen nicht aus legaler Tätigkeit erklären lassen. 

Dies gilt aber nicht für Geldwäscheverdachtsfälle. Wegen der Vortaten­
problematik bereitet der von § I11b StPO vorausgesetzte dringende 
Tatverdacht häufig Probleme, weil konkrete Anhaltspunkte fehlen, aus 
welcher Tat die Vermögenswerte stammen. 

Die Einführung des erweiterten Verfalls als Instrument der Gewinn­
abschöpfung wird von den befragten Landeskriminalämtern zwar 
grundsätzlich positiv beurteilt. Jedoch wird von allen Landeskriminal­
ämtern gefordert, daß die vorläufige Sicherstellung eines verdächtigen 
Geldbetrages gemäß § I11b StPO unter erleichterten Voraussetzungen 
möglich sein muß. Die Möglichkeit, frühzeitig auf verdächtige 
Vermögenswerte zugreifen zu können, könnte durch Streichung des 
Merkmals "dringend" in § 111b Abs. 1 S. 1 StPO erreicht werden. 

Dies entspricht - soweit hier bekannt - auch den Vorstellungen der 
B undesre gierung. 
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2.6 Geldwäschegesetz 

Im abschließenden Teil der Untersuchung werden die aufgrund der 
Umfrage bei den Landeskriminalämtern gewonnenen Erkenntnisse zur 
Anwendung des Geldwäschegesetzes dargestellt. 

Die ersten Erfahrungen der Landeskriminalämter zeigen, daß die 
Wirksamkeit des Geldwäschegesetzes durch die im Zusammenhang mit 
der Fassung des § 261 bestehenden Nachweisschwierigkeiten beein­
trächtigt ist. 

Das Anliegen des Geldwäschegesetzes, Umstände zu erkennen, die auf 
Verbindungen der Kunden von Finanzdienstleistem zu kriminellen 
Organisationen hindeuten, kann daher nach den ersten Erfahrungen der 
Praxis nicht allein durch die Änderung der Geldwäschegesetzgebung 
erreicht werden. Vielmehr ist die Bereitschaft der Banken­
mitarbeiter/Geldwäschebeauftragten zur Verdachts schöpfung und der 
Einsatz ihres Sachverstandes für die Effektivität des Geldwäsche­
gesetzes von Bedeutung. 

Im einzelnen erbrachte die Befragung der Landeskriminalämter folgende 
wesentlichen Ergebnisse: 

(1) Fallbeispiele, daß durch die Pflicht zur Feststellung des wirtschaft­
lich Berechtigten gemäß § 8 GwG Strohmanngeschäfte aufgedeckt 
wurden, konnten von den Landeskriminalämtern nicht genannt 
werden. 

(2) Eine vermehrte Durchführung von Transaktionen mit der Begrün­
dung der Eilbedürftigkeit gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 GwG ist nicht 
festgestellt worden, auch wenn in der Regel bei verdächtigen 
Finanztransaktionen eine Anhaltemöglichkeit für die Strafver­
folgungsbehörden nicht besteht. 

(3) Die Tätigkeit des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen hat 
die Zusammenarbeit zwischen Strafverfolgungsbehörden und den 
Adressaten des GwG wesentlich erleichtert. 
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Ausführungshinweise des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwe­
sen sollten daher von den Kreditinstituten beachtet werden, auch 
wenn diese sich nicht aus dem Geldwäschegesetz direkt ableiten 
lassen. 

(4) Im Zusammenhang mit den festgestellten Geldwäscheaktivitäten ist 
vor allem die Einzahlungspraxis (z. B. Smurfing / Unterschreiten 
des Schwellenwertes von 20.000 DM nach dem Geldwäschegesetz) 
und der Bargeldtransfer in das Ausland von verdachts­
begründender Bedeutung. 

(5) Bei den Verdrängungs effekten konnte von den Strafverfolgungs­
behörden gerichts verwertbar belegt werden, daß Wechselstuben 
zur Geldwäsche benutzt werden. Inwieweit andere Gewerbezweige 
zu Geldwäscheaktivitäten mißbraucht werden, konnte noch nicht 
belegt werden. 
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Erschließbarkeit rechtsextremistischen Schriftmaterials 

RolfBachem 

1 Präzisierung des Themas 

Um nicht anderweitige Erwartungen in der Schwebe zu halten, soll 
zunächst geklärt werden, was mit diesem Thema gemeint ist und was 
nicht: Es geht um "Erschließbarkeit": - Aber für wen? Mit welchen 
Zielen, zu welchem Zweck oder Nutzen? Und was heißt dann 
"erschließen" ? 

Mit der Deftnition von "rechtsextremistisch" halte ich mich an die 
polizeigebräuchliche: 

"Extremismus: Bestrebungen zur SystemUberwindung, die sich 
- auch unter Anwendung von Gewalt - gegen die freiheitlich 
demokratische Grundordnung richten. Extremismus umfaßt als 
Oberbegriff auch den Terrorismus." 

"Radikalismus: Bestrebungen zur Systemveranderung... Radika­
lismus bewegt sich innerhalb des Rahmens der freiheitlich demo­
kratischen Grundordnung. " (BKA 1996) 

Dabei ist zu beachten, daß die im folgenden zitierte Fachliteratur in der 
Abgrenzung von "radikal" und "extremistisch" nicht einhellig verfährt. 
Das Vortragsthema soll nicht so verstanden werden, daß ausschließlich 
extremistisch-terroristische Schriften zu analysieren sind. Ich werde 
vielmehr dafür plädieren, das zu sichtende Material auch auf Texte 
eines geringeren Radikalismusgrades auszuweiten. 

Es handelt sich um ein BKA-Forschungsprojekt: Erschließbarkeit "für 
wen, zu welchem Zweck" meint also hier schon gar nicht: für die 
Sympathisanten der rechten Szene, um mehr Sympathie für Rechtsradi­
kalismus zu gewinnen, aber auch niCht: pädagogische Erschließbarkeit 
für den Politikunterricht, und schließlich auch nicht: Verwertbarkeit für 
die soziologisch-zeitgeschichtliche Forschung, etwa zum Vergleich des 
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Gefährdungspotentials, das . rechte Bewegungen in Deutschland, 
Österreich und Frankreich für die Demokratie darstellen. 

Wenn das Referatthema als Frage gemeint ist, ob solche Texte über­
haupt erschließbar seien, dann sollen die folgenden Ausführungen 
zeigen, wie die Erschließung zu einem bestimmten Zweck möglich ist 
und mit welchen Schwierigkeiten ein solcher Erschließungsweg 
begangen wird. Andere, durchaus mögliche Erschließungswege zu 
anderen sehr vertretbaren Zwecken sind hier nicht näher einbezogen. 

Dieses Projekt ist in erster Linie für die Mitarbeiter der polizeilichen 
Dienste gedacht, deren Aufgabe es ist, Schriftmaterial zu sichten und 
zu bewerten. 

Es soll aber auch in einem weiteren Sinn nützlich werden. Die 
Forschungsprojekte des BKA betreffen ja erfreulicherweise nicht nur 
Kriminalität, die zum Beispiel in diesem Fall in den Texten identifiziert 
werden könnte, sondern auch Prävention von Kriminalität, Entwicklung 
von Strategien zur De-Eskalierung von Konflikten. Und dazu gehört 
psychologisch verständnisvolles, geschicktes Umgehen mit problemati­
schen Personen oder Gruppen, und auch dazu kann die Erschließung 
von extremistischem Schriftmaterial beitragen, wenn sie hilft, sich 
genauer mit den Denkweisen und Kommunikationsformen, die im 
Schriftmaterial zum Ausdruck kommen, vertraut zu machen. 

Darüber hinaus ist die Fragestellung des Projekts sicherlich auch für 
politisch verantwortungsvolle Mitbürger von allgemeinem aufkläreri­
schem Interesse, wenn die Untersuchung zum Ziel hat, deutlich zu 
machen, welche Gedankenabläufe rechtsextremistisches Schriftmaterial 
prägen, mit welchen Strategien die rechtsextremistischen Autoren 
arbeiten, wenn sie Schriften für ihre verschiedenen Zielgruppen 
verfassen, d. h. wenn sie sprachlich handeln. 

Insofern ist das Ziel der Untersuchung auch eine Mentalitätsstudie nach 
den Worten Schopenhauers: "Der Stil ist Physiognomie des Geistes." 
Das Schriftmaterial verrät durch seine Sprache, wes Geistes Kind seine 
Autoren sind. Wenn dieser Aspekt gemeint ist, dann hat das Folgen 
hinsichtlich der zu wählenden Analysemethoden. 
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2 Methodische Probleme 

2.1 Die systematische Klassifikation des UntersuchungsmaterlaIs 

Das Untersuchungsmaterial systematisch zu sortieren. erweist sich als 
schwierig. Es gibt eine Reihe von politologischen Abhandlungen über 
Rechtsextremismus. die plausibel gegliedert sind; und natürlich finden 
sich darin Ansätze zu einer systematischen Klassifikation rechtsextre­
mistischer Bestrebungen. So gliedert z. B. Armin Pfahf-Traughber 
("Rechtsextremismus". 1995) nach Organisationsformen. nämlich 
Parteien - Organisationen - Gruppen - Verlage ...• und nicht nach 
inhaltlichen Gesichtspunkten. Der "Verfassungsschutzbericht '95" von 
1996 des Bundesinnenministers gliedert den entsprechenden Teil 
ebenfalls hauptsächlich nach Sozialgruppen und Organisationen 
(Jugendliche einschließlich Skinheads - Neonazismus(gruppen) -
Parteien - Jugendorganisationen - sonstige Vereinigungen - Verlage). 
d. h. auch nicht nach ideologisch-inhaltlichen Gesichtspunkten. Ein 
BKA-Forschungsprojekt "Rechtsextreme Ideologien I". das auf eine 
systematische Sortierung nach inhaltlichen Kriterien abzielte. wurde 
aufgegeben. weil das Untersuchungsobjekt "Rechtsextremismus" zu 
inkonsistent ist. zu stark flukturiert. sowohl inhaltlich 
(s .. Annäherungen an Linksextremismus und Internationalismus. 
Behauptung von Verfassungstreue bei gleichzeitiger Revolutions­
forderung. Ökologie-Thematik usw. mit schwankenden Akzenten bei 
verschiedenen Sprechern derselben Gruppe) als auch personell 
flukturiert. insofern Aktivisten hin und her wandern. z. B. aus verbote­
nen Organisationen in noch legale. und dann deren Charakter verän­
dern. wenn sie sich auch aus strategischen Gründen vorübergehend als 
weniger sicherheitsgefährdend gebärden. 

Die Fachliteratur ist einhellig der Meinung. daß Rechtsextremismus in 
unserer Gesellschaft eine Menge verschiedener "Spielarten". "Facetten" 
hat. ein "Sammelbegriff' ist. Und die Grenze zwischen "den Legalismus 
glaubwürdig vertretenden" (Armin Pfahl-Traughber) radikalen gesell­
schaftskritisehen rechten Aktivisten und den bürgerlichen Rechten ist 
unscharf und wird von politologischen Autoren. die der Linken oder 
der Mitte oder der demokratischen Rechten angehören. unterschiedlich 
gezogen. Es spricht vieles dafür. daß das Projekt diesen breiten Fächer 
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abzudecken versucht, sogar bis zur gemäßigten Rechten hin, damit die 
Facettenvielfalt deutlich wird, d. h. daß nicht nur staatsgefährdendes 
extremistisches Schriftmaterial vorgeführt wird. 

Um nun die Darstellung u. a. auch unter Polizei aspekten lesbar, d. h. in 
der Orientierung und Intention durchsichtig zu halten, bedarf es einer 
systematischen Klassifikation nach nichtformalen Kriterien, so daß 
nun - trotz der oben erläuterten Vorbehalte - ein Schema nach Graden 
von Sicherheitsge!tlhrdung zugrundegelegt wird (das eine BKA­
Vorlage modifiziert). Es dient der ersten Groborientierung, die den 
Feinanalysen vorausgehen soll. Es ist ein Versuch, wobei die Zuord­
nung von Organisationen oder Personen als Beispiele für die 
Kategorien wegen der Komplexität der Sachlage teilweise problema­
tisch bleibt. 

Schema: Grade der rechtsextremistischen Ausprägung 

Grad 

O. Gemäßigte bürgerliche Rechte 

I. Radikale noch bürgerliche Rechte 

I. 1 Positionen, die eine Entwicklung der Demokratie nach rechts 
anstreben (NiCht-Organisierte bzw. Außenseiter in bürger­
lichen Parteien) 

1.2 Die sogenannte "Neue Rechte" bzw. "Intellektuelle Rechte" 
(z. B. "Nation & Europa", M. Rouhs, H. Eichberg, P. Krebs 
etc.) 

1.3 (noch) zugelassene rechtsradikale Parteien 
(die sich teilweise nur formal zur Verfassungskonformität 
bekennen, etwa REP, DVU, NPD, DL VH o. a.; auch etwa 
J. Haider (Österreich), le Pen (Frankreich)) 

n. Partikulärer Rechtsextremismus 
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(d. h. Positionen, die einzelne entschiedeIll antidemOkratische 
Ideologeme vertreten, auch Gewalt provozieren, aber nicht 
offen die Machtergreifung durch ein nationalsozialistisches 
System propagieren) 



n 1 Nicht-Organisierte (z. B. rechte Skinheads, teilweise) 

n 2 Organisierte (HNG, evtl. rechter Flügel in REP u. a.) 

m. Militanter Rechtsextremismus - Terrorismus 
(d. h. massiv auf Konfrontationskurs (Illegalität), Umsturz 
oder Gewaltaktionen gegen einzelne, soziale Gruppen oder 
den Staat setzende Positionen, z. B. "NS-Kampfruf' der 
NSDAP/AO aus USA) 

2.2 Der Weg des Textvergleichs und die exemplarische Textaus­
wahl 

2.2.1 Exemplarische Textanalysen statt einer generalisierenden 
Beschreibung der Positionen von Gruppen oder Personen 

Die besondere Eigenart dieses Projekts liegt darin, daß es sich prin­
zipiell auf das sehr genaue Lesen und Analysieren einzelner exempla­
rischer Texte beschränkt und daß generalisierende Aussagen über 
Gruppen oder Personen nicht ausgesprochen werden, wiewohl sie sich 
schlußfolgern lassen werden. Damit ist das oben beschriebene Dilemma 
vermieden, in das Generalisierungen und begriffliche Abstraktionen 
über rechtsextremistisches Schriftmaterial führen. Und dennoch oder 
gerade deshalb können auf diesem Weg wesentliche Einsichten in die 
verschiedenen Spielarten des Rechtsextremismus gewonnen werden: 
nämlich in deren im einzelnen unterschiedliche Mentalitäten, Antriebe, 
Denkformen und Sprachhandlungsstrategien. Das heißt, die Arbeit geht 
ausgesprochen pragmatisch vor, sie untersucht Einzelfcille sprachlichen 
Handeins. 

Wenn hier von "genauem Lesen" gesprochen wird, so ist dies eine 
untertreibende Metapher für verstehendes und interpretierendes Lesen, 
Lesen mit Hintergrundwissen über den Autor, sein Publikum, seine 
geistigen Orientierungen, seine sonstigen Schriften, so daß auch das 
offenbar wird, was "zwischen den Zeilen" steht, was als unausgespro­
chene Vorannahme oder Schlußfolgerung dazugehört, und das, was im 
Text strategisch verschwiegen ist. 
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2.2.2 Gründe für die Aufnahme auch nicht bn engeren Sinne 
rechtsextremistischer Texte 

Zu einer umsichtigen Bewertung rechtsextremistischer Schriften und 
des Gefährdungspotentials, das sie darstellen, kann man m. E. nur 
gelangen, wenn man auch zugehörige Randphänomene mitsieht. Da 
wäre zunächst einmal zu denken an die sogenannten "geistigen 
Brandstifter", hier etwa Personen, die der Neuen Rechten bzw. Intellek­
tuellen Rechten zugehören (Armin Mohler, Franzosen wie Alain de 
Benoist u. a.; vgl. Veit 1987), deren radikal rechte Denkweisen nicht 
justitiabel sind, die aber für den Bestand der freiheitlichen Grundord­
nung unter Umständen insofern gefährlich sind, als sie Überzeugungs­
arbeit leisten, die die Extremisten und Terroristen in ihrem Tun 
bestärkt und beflügelt. Wenn punktuell der Blick auf die entschieden 
verfassungskonforme konservative Rechte fällt, so eröffnet sich damit 
die Chance zu sehen, daß Extremisten und gemäßigte Rechte in ihrer 
Kritik an der Konsumgesellschaft und in ihren Ängsten und Hoffnungen 
durchaus auch gleiche Elemente haben, daß in extremistischen Ideolo­
gien durchaus auch Wahrheitsmomente stecken - und daß man schon 
genauer differenzieren muß. Es ist m. E. sehr wichtig, Leseproben der 
sich philosophisch gebenden Neuen Rechten und der sog. rechten 
Historiker einzubeziehen. 

2.2.3 Das Problem der Vergleichbarkeit von Schriftmaterial 

Der methodische Weg, der hier beschritten wird, lehnt sich an geistes­
wissenschaftliche Verfahren der Literaturinterpretation und der 
Analyse politischer Reden an. Unvermeidbar spielt hier die Subjektivi­
tät des Analysierenden eine Rolle, sosehr er sich auch um verifizierba­
re, objektivierbare Aussagen bemüht: Seine Sichtweise ist von der 
eigenen Verwurzelung in einem Wertesystem und in einem bestimmten 
Erfahrungshorizont geprägt; und in dieser Hinsicht sollte er selbstkri­
tisch reflektiert sein. Ein solcher Weg eröffnet eine erhebliche Vielfalt 
der Analysegesichtspunkte (siehe unter 2.2.4: "Analyse-Instrumente"), 
wie sie die methodische Alternative, nämlich die naturwissenschaftlich 
anmutende computergestützte sog. "Inhaltsanalyse" nicht hat, die 
übrigens auch auf subjektiven Momenten fußt, nämlich auf durch 
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Intuitionen gewonnenen Hypothesen und daraus entwickelten Bündeln 
sog. relevanter Merkmale. 

Die mentale Verfassung eines rechtsradikalen Autors und die Strate­
gien, die seine Gestaltung seines Schriftmaterials prägen und seinem 
Stil (im weitesten Sinne) zugrundeliegen, erschließen sich am besten 
durch Vergleich. Diesen Weg geht auch die Stilforschung. Damit Texte 
verglichen werden können, müssen sie Gemeinsames und yerschiede­
nes haben. Im Laufe der Projektarbeit ergab es sich als zweckmäßig, 
mehrere Gesichtspunkte für Gleichartigkeit gelten zu lassen, zum 
Beispiel die Ausdrucksmedien (Bild, Wortsprache, Musik) oder den 
Gesichtspunkt Textsorte (Werbetext, journalistischer Kommentar, 
Satire etc.) oder gleiches Thema (Thema Freiheit, Thema Volksrettung, 
Thema Ökologie). Das angeschlossene Schema stellt einen ersten 
Entwurf dar und ist durch die Ziffern in eckigen Klammem mit den 
Gradmarkierungen des Schemas zu Graden der rechtsextremistischen 
Ausprägung (siehe Seite 70) versehen. 

Im Grunde mußten aber hinsichtlich der Vergleichbarkeit leider immer 
erhebliche Kompromisse eingegangen werden: Nie waren die themati­
schen Inhalte, die Textsortenfaktoren, die Ausdrucksmedien wirklich 
genau gleichartig. 

Schema: Vorläufige Zusammenstellung von Textgruppen 

I. Rechtsextremistische Ikonographie 
("Kraft durch Froide" [11. 1]; "Der Einblick [III.]; "Gäck-Comic 
[11.2 bzw. I. 3); NSDAP/AO-Aufkleber [111.]) 

n. Extremistische Skinhead-Lied-Texte 
("Commando Pernod" u. a.) [11. 1) 

In. Volksuntergangsbeschwörung und Volksrettungsmodell 
'Schirinowskij , 
(aus: "Deutschland Report") [III.] 

IV. Rechtsextremistische "Freiheit" und "Wahrbeit" 
(aus: "NS-Kampfruf' und "Recht und Wahrheit") [III.] 

V. Extremistische Satire - satirische FUmkrlUk 
(aus: "NS-Kampfruf' und "Angriff') [III.] 
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VI. AktuaIisierung alter NS-Texte: Neuabdruck zur Stimulation von 
neonazistischem Revolutionsgeist 
(aus: "Widerstand - Die neue Front" und "NS-Kampfruf' [III.] 

VII. Interne Abgrenzungen zwischen Extremisten und "sich dem 
System anbiedernden" APO-Rechten 
(aus: "Staatsbriefe"; Berlin-Brandenburger Zeitung"; "Sleipnir"; 
Brief an die Kameraden) [III.; II. 1, I. 2] 

VIll.REPUBLIKANER-Rhetorlk 
(aus: "Die Republikaner") [I. 3] 

IX. Rechte GeopoUtik und "Dritte Republik" nicht-mUitanter rechter 
Revolutionäre 
(aus: "Junge Freiheit"; "Nation & Europa") [I. 2] 

X. Neurechte LeitbegritTe: "DitTerenz statt Gleicheit", "Identität", 
"Nation" 
(Buchausschnitte aus: P. Krebs (Hg.): "Das unvergängliche Erbe"; 
H. Eichberg: "Nationale Identität"; Schwilk/Schacht (Hg.): "Die 
selbstbewußte Nation") [I. 2 bzw. auch I. 1 und O. Texte) 

XI. Idealisierende MitgUederwerbung im Vergleich 
(Wiking Jugend - 1994 verboten, NS-Kampfruf) [I. 3; 11.,111.] 

2.2.4 Die Analyse-Instrumente der Textvergleich1e 

Da die Textvergleiche dieses Projekts nicht den Zweck verfolgen, 
festzustellen, ob die Texte A und B vom selben Schreiber stammen, 
wie das in der Regel in der forensischen Linguistik der Fall ist (Hannes 
Kniffka 1996; Heidrun Kämper 1996), können auch nicht die dort 
angewandten Methoden einfach übernommen werden, obwohl man 
natürlich auch von ihnen profitieren kann. Naturgemäß werden die 
Textbeschreibungen dieses Projekts von Fall zu Fall auch individuelle 
Züge der Autoren bewußt machen. Vorwiegend geht es aber darum, den 
Text als einmaliges Mittel einer persuasiven, d. h. auf Überredung 
abzielenden Sprachhandlung in seiner So-Beschaffenheit zu beschrei­
ben, und das ist eine typische Aufgabenstellung der "rhetorischen 
Analyse" - bzw. der "pragmatischen Stilistik". Eine rhetorische 
Analyse im modernen Sinne erschöpft sich nicht im Aufzeigen von 
Formaleigenschaften eines Textes (Stilfiguren, Stilebene, syntaktische 
Merkmale etc.), worauf sie z. T. im 19. Jahrhundert eingeengt war. Sie 
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erfaßt unbedingt auch inhaltliche Aspekte, wie z. B. das vom Autor 
durch seine Stilwahl und die Schilderung seiner Einstellungen trans­
portierte "Ethos" als Überzeugungsmittel, sowie die Auswahl der 
Dinge, über die er redet und über die er nicht redet und die Volksmei­
nungen, auf die er sich beruft (Topoi, Topik) als Überzeugungsmittel -
und dazu gehört auch die Art und Weise des offenen oder unter­
schwelligen Argumentierens (so schon in der antiken 'Rhetorik' des 
Aristoteles, Rolf Bachern 1992). 

Die angeschlossene als Analyse-Zusammenfassung gedachte Merk­
malsmatrix zum Vergleich zweier rechtsextremistischer journalisti­
scher Kommentare kann dies verdeutlichen. Es handelt sich um 
Bewertungen aktueller Ereignisse: K. K./kommando F.: "Herzog in 
Polen. Der Präsident sorgt für ein Eklat in Warschau" und Manfred 
Rouhs: "Die Wiking Jugend ist verboten." 

MerkmaJsrnatrix zu zwei rechtsradikalen Kommentartexten im Ver­
gleich 

Beispiel der Gruppe 1I.2 

aus: BERLIN-BRANDEN­
BURGER-ZEnuNG DER 
NATIONAlEN. Sept./Okt. 
1994 
Verfasser: K. K. 

Verfasser gibt seinen Namen 
nicht preis. stellt sich als 
heroischen Untergrund­
kämpfer dar. der sich auf 
(vermeintliche) philosophi­
sche Köpfe beruft; 
pathetisch aggressive Sprach­
gebärde. hochgradig emotio­
nal ("Ekel. Abscheu. 
Verachtung") 

SprecberbaltlDlg I ethisches 
SelbstbUd des Autors 

Beispiel der Gruppe 1.2 

aus: EUROPA VORN AIC11J­
ELL. 15.11.1994 

Verfasser: Manfred Rouhs 

Verfasser nennt seinen 
bürgerlichen Namen. 
Selbstbild des opferbereiten 
engagierten Idealisten. der 
sich gebildet gibt und abwä­
gend. unpathetisch. gelassen 
das feme gesellschaftliche 
Ziel anstrebt. 
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1--

Beispiel der Gruppe H.2 

weitestgehend implizit the­
tisch (behauptend); 
"einseitige Argumentation", 
aber auch mit argumenta­
tionslogischen Merkmalen 
besetzt (Begründung aus einer 
Definition abgeleitet); 
eklatante logische Brilche in 
den politologischen Begriffs­
relationen. -
Verleumdungsstrategie 
("eidbrilchig") 

indirekte, aber sehr starke 
Aufforderung zur totalen 
Bekämpfung des Staates 
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Argmnentatioosstruktur 

Appdlstruktur, 
Inhalt 

appeUativer 

Beispiel der Gruppe 1.2 

Konzessiv-Stil: der Argumen­
tation liegt oftmals eine Ja­
aber-Struktur (obgleich ... so 
doch ... ) zugrunde; auch: 
potentiell-konditional 
(vielleicht ... dann wäre ... ); 
einige gegnerische Positionen 
werden abwägend mitbedacht, 
teils gebilligt (= "zweiseitige 
Argumentation"). -
Abgrenzung gegenüber Gesin­
nungsgenossen; Vereinnah­
mungsstrategie; Verharm­
losungsstrategie; Strategie 
des historiSChen Vergleichs 
(historische Exkurse !). 
Keine logischen Brilche, aber 
Berufung auf falsche Daten 
(bez. Aktivitäten der WJ); 
Verschweigen. 

Offener Appell an öffentliche 
Meinung und Amtsträger: Tei­
le der Gesetzgebung (§ 86a, 
130 StGB) zu ändern, richter­
liche Praktiken zu ändern 
(: mehr Pressefreiheit, wie in 
"Weimar"); 
indirekt: Sympathiewerbung 
für rechte Ideologeme, War­
nung vor negativen Entwick-
lungen; eine künftige 
"Demokratie" sei eine 
"revolutionäre Aufgabe" 



Beispiel der Gruppe 11.2 

Ausländer (negativ bewertet); 
"Besatzungstruppen" im 
gegenw. Deutschland (neg.) 
Warschauer Aufstand 1944 
(neg.); Kriegsverbrechen und 
"Vertreibungsverbrechen" von 
Ausländern an Deutschen 
(neg.); Nachbarvölker (neg., 
"die frechen Polen"); deutsche 
Bitte um Vergebung (neg.) 

"Ochlokratie" , 
"Pöbelherrschaft .. , "die Bon­
ner Republik" 

"Strukturschutt" , 
tlentartet" 

"Pöbel", 

die "Fettleibigkeit" Herzogs; 
der "Demagoge Schönhuber" 

"Elite", "aufrechte Deutsche", 
"Kommando F." (pos.) 
''Reichstag'' (pos.) 

in der Invektive : hyperboli­
sche lexikalische Steigerung 
("auf ewig schuldig", "um 
Vergebung flehnlwinseln"); 
neologistische Worbildung 
(nationalmasochistische 
Exzesse v. Weizsäckers", 
"Quotenkarrierist" Herzog"; 
Verballhornung des Titels 
("Bunzpräsident") 

Topoi (Themen, Leitsprüche 
und deren tendenzielle 
Prägung) 

Etikettierungen 

von staatlichen Institutionen 

von Andersdenkenden 

von Amtsträgern, Führungs­
personen 

der eigenen Seite 

Miranda I Antimiranda, Kol­
lektivsymbole 

sonstige Auffälligkeiten der 
Lexik 

Beispiel der Gruppe 1.2 

NS-Vergangenheit und NS­
Gruppen (ablehnend); WJ 
(teils kritisch, teils 
verbarmlosend); 
Auschwitzlüge und Rudolf 
HeB-Aktion (distanziert sich 
davon); "materielle 
Verfassungstreue" 
(ambivalent); Meinungsäuße­
rungsfreiheit (fordert mehr); 
multikulturelle 
Gesellschaft (vermutlich neg., 
s. "multikultureller 
Bürgerkrieg"); Ausländer 
(neg., s. "Mordanschläge" auf 
Deutsche); Polizeischutz für 
die Rechte (werde versagt). 

"Vorzeichen einer liberalisti­
schen Diktatur", "hin zu einer 
Art liberalistischem 
Faschismus" (neg.); heute 
"wieder beim Stand von 
1894" (neg.) 
gemäßigter Wortschatz bei 
Invektive ("verbiegt ..... ); 
"Falsch ist K.s Behauptung 
... ") 
korrekt ("Innenminister Man­
fred Kanther" etc.; 
"Bundesführer der WJ, ... 
Wolfgang Nahrath") 
"Nonkonformist" (pos.), unbe­
quemer "Querdenker" (pos.) 
"Weimarer Republik" (pos., 
weil wehrlose Demokratie?); 
der 'Duce" (milde bewertet) 
verharmlosende Benennung 
rechter Positionen ("NS­
Nostalgie", "NS-Sentimen­
talitäten pflegen", "halb­
verdeckt nationalsozia­
listisch") 
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Beispiel der Gruppe 11.2 

Spannung zwischen Vorliebe 
fürs gebildetensprachliche 
Fremdwort und für umgangs­
sprachliche Wendungen 
(wirkt hier primitiv, vielleicht 
durch die derben 
Beschimpfungen); völlig 
überdrehter pathetischer Stil 

"brd" -Schreibung 

Gr.-Fehler (Artikel-Kon­
gruenz); sinnentstellender 
Kommafehler 
oft ausrufeartige Satzreirei­
hungen (= emphatisch) 

emphatische Anaphern 
(Reihungen mit gleichem 
Anfang); Hyperbel 
(Übersteigerung, s. 0.); Attri­
buthäufung (" ... in unterwürfi­
ger, würdeloser ... "; negative 
epitheta omantia ("die hab­
gierigen Polen"); Ironie 
("Sonnenkönig Franz I. ") 
u.a.m. 
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StIlebene 

graphische Auffälllgkeiten 

syntaktische Aufflil1igkeiten 

<Wortlänge, Satzlänge, Satz­
tiefe (= HSINS-Komplexität), 
NP-Phrasenkomplexität wur­
den nicht ausgezählt> 

aufflilüge rhetorische Figuren 

Beispiel der Gruppe 1.2 

sachlich; Bildungswortschatz 
und umgangssprachliche 
Wendungen ("zieht er ... 
durch den Kakao") geschickt 
verbunden; nur sehr verein­
zelt etwas pathetisch 

gelegentlich erhebliche Satz­
komplexität, korrekt verwen­
det (z. B. 137ff., l42ff., 
215ff.); variationsreicher 
Satzbau; Konjunktiv der indi­
rekten Rede (+); konzessive 
und potentiell-konditionale 
Konstruktionen s. 0.; Agens 
unterdrückende unpersönliche 
Konstruktion bei Angriffen 
gegen den Staat ( d. h. 
Zurückhaltung) 

wenig Hyperbeln 
("Bürgerkrieg"); Klimax 
(:"einige tausend ... mehrere 
zehntausend ... fast alle") 
(72ff.); synonymische Varia­
tion ("Deutsche ... Bundes­
bürger .. , Staatsbürger") 
(ebd.) -
Die Stil figuren werden fast 
nie zur pathetischen Gebärde. 
u.a.m. 



3 Beispiele der TexterschUeßung 

3.1 Beispiele rechtsextremistischer Ikonographie 

Rechtsextremistische Ikonographie dient als Mittel, den Gruppenzu­
gehörigkeitsgeist zu bestärken, Emotionen zu lenken und Ideologie 
durch visuelle Lernhilfen zu verfestigen. Im folgenden werden Beispie­
le rechtsextremistischer Ikonographie abgedruckt und anschließend in 
einer Matrix erläutert und verglichen. Sie sind so angeordnet, daß 
deren Komplexität von Abbildung zu Abbildung zunimmt. 

Siehe dazu die angeschlossenen Seiten. 
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Ausländer 
Raus! 

NSDAP/AO: Box 6414, 
Llneoln, NE 68506 USA 

Rotfront 

Wir sind 
wieder da ! 
NSDAP/AO: Box 6414, 
Llneoln, NE 68506 USA 

NS KAMPFRUF •.. Scitc 9 

aufheben! 

Die Juden 
nd unser 

Unglück! 

Die Hauptwaffe des NS-Untergrundkämpfers ist der 
HAKENKREUZAUFKLEBER. Jeder Einzelkämpfer und 
jede Zelle soll diese Aufkleber verbreiten. Schwarz-weiß­
rot. Gummiert. 100 StUck DM 5,00. 1000 StUck 25,00. 
Siehe Preisliste #403. Förderer bekommen auf Wunsch 
regelmäßig Materialpäckchen mit Aufklebern und sonsti­
gem Propagandamaterial. Siehe Betrittsantag unten. 

o 
00 



KR __ p\}{T 

DURCI-I 
FROIDE 
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Analyse rechtsextremistischer Blldbotschaften bn Vergleich (Matrix zu 
den Beispielen rechtsextremistischer Ikonographie) 

Zeichenart NSDAP/AO- Kraft durch DER EINBLICK OSWIN§ RIIT 
Aufkleber Froide (1. u. letzte von 

12 Seiten) 

konventionelle graphisch ein- Symbol: Kel- Symbol: Ham- konventionelle 
Zeichen, deren fachste, unori- tenkreuz, hier = mer u. Sichel, SymboleIIkone, 
Bedeutung ge- ginellste Struk- Wir sind Erben Roter Stern, zeichnerisch 
lernt werden tur: Das Haken- des arischen Molotow-cock- frei behandelt: 
muß =Sym- kreuz im wei- Volkstums. tail, Faustgruß, (deutscher) 
bole; ßen Kreis dient Glatte, Sprin- bluttriefender Adler, Ritter mit 
Zeichen, deren hier als Zeichen gerstiefei, Keu- Dolch, Kette mit Wikingerhelm, 
Bedeutung sich der Gesin- Ie, Ikon: Mus- Morgenstern, Pferd, Schwert; 
schlußfolgern ungsbekundung, kelmann = Gesichtsmaske, Drache als 
läßt = indexa- der identifizie- rechte schlampige Symbol des 
lische Zeichen; renden Anknüp- Skinheads. Kleidung = Bösen, UrIand-
umittelbar fung an die Angriffspose, Karikatur der schaft, gotische 
verständliche = NS-Geschichte, springt den "jüdisch- Burg (= nor-
ikonische Zei- der Legitimation Betrachter an bolschewisti- discher Mythos, 
schen (Ikone) von Drohung (= Drohgebärde.' sehen" Anar- Urtümlichkeit, 

und Gewaltan- Bürger- chisten im Heroentum) 
wendung gegen schreck?) Stürmerstil. arischer Mus-
Minderheiten Ikon: gegen die kelmann, 
nach Maßgabe bösen Zwerge gewaltiger 
der NS-Ideo- mit gemeinen Befreiungshieb 
logie (= hoch Waffen der rie- das 
aggregiertes sige Kämpfer (schwache!) 
Symbol) mit der "ehr- befreite Volk 

lichen Faust" mit Langhaar 
typische NS- oder Kahl-
Kämpfer- schädeI. 
kleidung, Kopf- Einzelkämpfer 
drehung des als Führertyp, 
zornigen Heroentyp. 
kampfbereiten 
nordischen 
Typs, der mit 
den Zwergen 
spielend fertig 
wird. 

Bildsyntax = arisches Volks- oben: das sterbender 
Verbindung der bewußtsein Antifa-Buch Adler + Urland-
Teile zu einer (Keltenkreuz) der Linken ist schaft 
Botschaft. mit gegenwärti- Ursache für den (= Schicksals-
Gesamtwirkung gemKampf- Anti-Antifa- gedanke). 

willen Kampfdes NS-
(Muskelmann) Heroen. 
gepaart. 
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Zeichenart NSDAP/AO- Kraft durch DER EINBLICK OSWINS RTIT 
Aufkleber Froide (1. und letzte 

von 12 Seiten) 

einfache, ruhi- Die Zwerge Eine Bildsyntax 
ge, zentrierte schauen den ergibt sich vor 
Komposition Riesen an allem aus der 

(Kampf- Bilderfolge 
situation). Text- (Angriffe der 
zeilen in unter- bösen Gegen-
schiedlichen spieler, die über 
Schrifttypen : Magie verfügen, 
GotischlFraktur Endsieg des 
= deutsche (!) Guten, neue, 
Schrift auch bessere Welt) 
beim 1. Glied 
des Komposi- Stil der 
tums "Anti- Nordlandsaga-
Antifa". Auch: Comics. 
Kursiv, Anti- Schwungvolle 
qua, Zierschrift Zeichnung mit 
unruhiger, kom- viel Dynamik, 
plexer graphi- Dramatik, 
scher Aufbau. Spannung. 

Sprache-B i1d- Die neben das Das Wort Die häßlichen Erst im Wort-
Verhältnis Symbol gestell- "Kraft" wird Zwerge iIIu- text wird der 

ten Ausrufesät- durch den Mus- strieren die verschlüsselte 
ze sind wörtli- kelmann illu- Worte "Rotfront neonazis tische 
ehe Kampfparo- striert; "durch und Gehalt faßbar: 
len der NS-Zeit Froide" macht Anarcho.terror" , Schicksals-
oder geläufige die Botschaft der Hemdärrnel schwere und 
des N eonazis- ambivalent: aufrollende Sturm (s. Krieg 
mus, volksver- Anspielung auf Muskelmann als natur-
hetzend, Dro- KdF als NS- illustriert den gegeben); 
hungen, indirek- Begeisterung Satz "Jetzt ist ''Edelwolf' = 
te Aufrufe zu oder Drohung Schluß". Das Adolf Hitler. 
Gewaltakten, oder spielerisch Antifa-Bucln Oswin, der Ret-
tragen die gemeint? oben verweist ter, ist einer der 
Organisati ons- auf die gegneri- letzten aus des-
insignien. Bild sehe Taktik, sen "ruhm-
und Text ergän- Adressen von reicher Garde" 
zen sich kom- zu B estrafen- (= Altnazi), 
plementär zur den zu veröf- Dämonen und 
Vereindeuti- fentlichen, Drachen sind 
gung: wer wen womit der Marxismus und 
mit was bedroht Kämpfer auf- Kapitalismus, 
(Bild nicht als räumt. Die ver- Gäckonen= 
Illustration zum bale Aufforde- heutige Wiking-
Text). rung jugend bzw. die 

("organisiert Deutschen . 
... ") wird durch 
den Kämpfer 
visualisiert. 
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Zeichenart NSDAP/AO- Kraft durch DER EINBLICK OSWINS RTIT 
Aufkleber Froide (1. u. letzte von 

12 Seiten) 

Begleittext: Die Bilder Das Volk hat 
NS-Aufkleber verstärken die "Edelwolf' 
als "Haupt- Wortbotschaft. (HitIer) viel 
waffe des NS- Unrecht ange-
Untergrund- tan, ist passiv, 
kämpfers" hat bedarf zu seiner 
Methode. Ziel: Befreiung, zur 
Gewicht der Gewinnung sei-
Gruppe unter ner Identität 
konkurrieren- eines Führersl 
den NS- Heroen. Der 
Gruppen, Hin- romantische 
einziehen von Nordlandsaga-
Mittätern in die Comic stimmt -
Komplizen- in verschlüsseI-
schaft des ver- ter Form - die 
schwörerischen jugendlichen 
Geheimbundes. Leser au f die 

Paradigma einer 
antidemokrati-
schen neonazi-
stischen Revo-
lution ein. 
(für Jugendliche 
u.U. geflihrlich 
mitreißend) 

Autorschaft verbotene Skinhead- "Der Einblick" Die Wiking-
rechtsextremi- Musikgruppe ist eine Zeit- Jugend (und 
stische Organi- "Kraft durch schrift der har- deren Zeit-
sation Froide" gehört ten NS-Szene schrift "Gäck") 

nicht zu den ist inzwischen 
härtesten NS- verboten. 
Gruppen 
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3.2 Beispiele der Mitgliederwerbung (bzw. Sympathisantenmotivation) 

Bei den folgenden zwei kopierten Texten handelt es sich um Werbe­
botschaften an Sympathisanten, d. h. an Leser der Organisations­
zeitschrift, die zu engerer Mitarbeit motiviert werden sollen. 

Rhetorisch am leichtesten durchschaubar und juristisch am eindeutig­
sten als verfassungsfeindlich rechtsextremistisch überführbar ist der 
Aufruf der NSDAP/AO. Er nennt offen das Endziel der Schaffung eines 
"nationalsozialistischen neuvereinigten Großdeutschen Reiches" mit 
einverleibter "Ostmark", auf "rassischer Grundlage", nennt offen, daß 
es sich um eine Mitgliedschaft in einer illegalen Organisation handelt, 
die sich durch den Namen als Nachfolgerin der verbotenen NSDAP 
Hitlers ausgibt. 
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\0 

Unterstützt uns • In Kampf ... unserem 

Werdet Förderer! 
Die NSDAP/ AO ist sowohl die Auslandsorganisation als auch die 

Aujbauorganlsallon der NSDAP. Sie ist die größte nationalsozialisti­
sche Untergrundorganisation im heutigen Deutschland. Aufgrund der 
augenblicklichen politischen Vemältnisse im besetzten Deutschland hat 
die NSDAP/ AO als Organisationsform das Zellensystem gewählt. Dieses 
System garantiert ein Höchstmaß an Sichemeit. da die Zellen untereinan­
der keinen Kontakt haben. Gelingt es der Gegner eine Zelle zu zerschla­
gen. so arbeiten die anderen. ggf. sogar in derselben Stadt. ungehindert 
weiter. Durch das Zellensystem verhindern wir ein Einsickern des Ver­
fassungsschutzes und anderer gegnerischen Gruppen in die Organisation. 

Eine Zelle besteht in der Regel aus zwei bis drei Aktivisten. Die Zellen 
werden direkt durch die Auslandszentrale mit Propagandamaterial ver­
sorgt. Diese befindet sich in Amerika. wo ihre Legalität eine großange­
legte Propagandamaschine ermöglicht. Ihre wesentliche Funktion besteht 
in der massenweisen Herstellung und Versendung von Aufklebem und 
Plakaten und in der Herausgabe unserer Zeitungen (NS KAMPFRUF in 
deutscher Sprache seit 1973. THE NEW 0/iDER in englischer Sprache 
seit 1975. SVERIGES NATIONELLAFORBUND in schwedischer 
Sprache seit 1990 und (jJ REND in ungarischer Sprache seit 1991) und 
unseres z.Z. in fünf anderen Sprachen (Französisch, Holländisch, 
Italienisch, Spanisch und Portugiesisch) unregelmässig erscheinenden 
NS-NACHR1CIITENBLAITES. 

Die NSDAP/AO fühit einen entschlossenen Kampf gegen das NS-Ver­
bot und erstrebt die Zulassung der NSDAP als eine wahlberechtigte Par­
tei in Deutschland und in der Ostmark. Bis die Beendigung des Besat­
zungszustandes und die Aulhebung des NS-Verbots die NeugfÜndung 
der NSDAP als legale Partei ermöglichen. liegt die Führung in den Hän­
den des NSDAP/AO Organisationsleiters und der führenden Kämpfer im 
In- und Ausland. 

Endziel unseres Strebens ist die Schaffung eines nationalsozialistischen 
Staates in einem freien. souveränen und neuvereinigten Großdeutschen 
Reich und die Errichtung einer Neuen Ordnung auf einer rassischen 
Grundlage in der ganzen arischen Welt. 

Die NSDAP/ AO ist auf internationaler Ebene UI!ig Sie hat .. zwar ihre 

meisten Mitglieder in Deutschland, wird aberVon Auslandsdeutschcn in 
der ganzen Welt unterstiitzl. Vicle nicht-deufsche Nationalsozialisten, die 
mit der NSDAP/AO in ihrem schweren Kampf um ein nationalsozia­
listisches Deutschland sympathisieren, sind im Förderkreis der 
NSDAP/AO vertreten. 

Ich möchte dem Förderkreis der NSDAP/AO beitreten. Ich werde 
meinen Förderbeitrag (DM 10,00 monatlich; Schüler, Studenten, 
Soldaten, Rentner, Beschädigte und Arbeitslose: DM 5,00 monatlich) 
jeden Monat pünktlich und regelmässig überweisen. (Förderer 
bekommen den NS KAMPFRUF automatisch.) 

Beiliegend ist mein erster Beilrag in der nöhe von DM ____ _ 
(Mindestbcitrag DM 20.00.) . 

Name ____________________________________________ _ 

Anschrift ----_____________________________________ _ 

Kenn-Nummer _______________________________________ _ 

(Wer eine Kenn-Nommer hat, braucht Namen und Anschrift nicht anzu­
geben.) 

( ) Ja! Senden Sie mir regelmässig Päckchen mit Propagandama­
teria!. Ich will mitkämpfen und werde es wirksam einsetzen. 

( ) Nein! Senden Sie mir keine Materialpäckchen. Ich bin nicht in 
der Lage. Propagandamaterial zu verbeiten. 

NSDAP/AO: P.O, Box fi414, Lincoln, NE 68506 USA 



Das im Text zum Ausdruck gebrachte sogenannte "Ethos" des Redners 
ist einerseits von Begriffen geprägt wie "entschlossener Kampf', 
"führender Kämpfer", "rassisch", d. h. stolz auf die Zugehörigkeit zur 
"arischen Rasse", andererseits von Größenvorstellungen und Macht­
vorstellungen bestimmt (s. die Aufzählung der verschiedenen Länder 
und Sprachen; die Rede von der "großangelegten 
Propagandamaschine"), sodann aber auch geprägt von dem deklarierten 
Bestreben, trotzdem einen legalen Weg zu gehen, nämlich die Zulas­
sung der NSDAP zu betreiben. Man gibt sich redlich. 

Die Werbung geht psychologisch den Weg des Herunterspielens der 
Gefahren der Illegalität: Dazu dient einmal die Behauptung, man wolle 
die Legalität erreichen, sodann die These, man könne durch die 
"Organisationsform des Zellensystems" , die ausführlich beschrieben 
wird, die Sicherheit des einzelnen vor dem "Verfassungsschutz" 
gewährleisten. 

Die in diesem Milieu gängigen Topoi bzw. Etikettierungen vom heute 
noch "besetzten Deutschland", vom jetzt noch "nicht freien", "nicht 
souveränen" deutschen Staat, Etiketts wie "Ostmark" seien nur 
erwähnt. Daß die Legalität der Partei in den USA nur durch die partei­
eigene "großangelegte Propagandamaschine" möglich geworden sei, ist 
eine Lüge, mit der man glauben machen will, man könne in Deutschland 
ein Gleiches erreichen. Was das Etikett "auf einer rassischen 
Grundlage" an Programmatik bedeutet, muß an dieser Stelle nicht erst 
erläutert werden. 

Der Werbetext der WIKING-JUGEND (WJ) stammt zwar noch von 
1982, aber er ist so typisch für eine gefährliche Variante des Rechtsex­
tremismus, daß er hier als Exempel behandelt werden soll. 
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Besprochen wird im folgenden nur der Worttext: Auf die ihn ergänzen­
de typisch rechtsradikale Ikonographie sei nur hingewiesen. 

Er ist zweiteilig. Die linke Textseite wendet sich an die "Eltern" und 
entwirft ein Selbstbild des anständigen, tugendhaften Menschen: 
"gesundes Leben", "in frischer Luft auf Fahrt und Lager", der "feste, 
anständige, aufrechte Charakter", die "Familie als Keimzelle jedweden 
sozialen Lebens", der Kampf gegen Suchtmittel und 
Orientierungslosigkeit, gegen die Krankheiten der Wohlstandsgesell­
schaft. Der Text beschwichtigt die Eltern hinsichtlich des rechtsradika­
len Charakters an zwei Stellen mit offensichtlichen Irreführungen. Er 
verwendet das Wort "Demokratisierung" so, als vertrete die WJ eine 
demokratische Grundhaltung ("in Spanien erste eingetragene Jugendor­
ganisation nach der Demokratisierung"), sodann behauptet er, die WJ 
sei "weder an Parteien noch Konfessionen, noch Organistionen 
gebunden". Tatsächlich arbeitete sie eng mit rechtsextremistischen 
Parteien zusammen, wie der Aktionsfront Nationaler Sozialisten, 
Michael Kühnen, der Freiheitlichen Deutschen Arbeiterpartei (FAP) , 
und wurde zunehmend radikaler. 

Der Text für die "Jungs und Mädchen" auf der rechten Seite umwirbt 
die Zielgruppe der Jugendlichen stilistisch mit Jugendjargon. Der Stil 
sagt, der Redner ist einer von uns. Entsprechend wird der Topos von 
der orientierungslosen Wohlstandsgesellschaft formuliert ("klauen, 
saufen, rauchen, herumlungern, auf nix Bock haben"). Die Gegner 
werden im gleichen Jargon negativ etikettiert. Hier wird die rhetorische 
Dilemma-Technik eingesetzt: Du kannst nur wählen: diese da oder uns, 
nämlich: diese "Punker", "Grünlinge" (= Mitglieder der Partei der 
Grünen), "Aussteiger", "Anarchisten", "Haschpappies" (= ein Wort­
spiel: Haschraucher + weiche Pantoffeln), "Knechte, Versager, 
Kommunisten". Der persönliche Gesinnungswandel des Umworbenen 
heißt dann "unsern faulen Hintern aus dem Fernsehsessel erheben", 
"die letzte Zigarette ausdrücken" und "anpacken". Geworben wird mit 
"Gemeinschaft", "Kameradschaft", "kein Streit kriegt uns auseinander". 
Argumentiert wird so für Mitgliedschaft in Schwarz-Weiß-Technik und 
Dilemma-Technik. Daß die Argumentation schlüssig sei, suggerieren 
Partikeln wie "warum", "weil", "also", "dagegen", "darum". 
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Der antidemokratische Kern der WIKING-JUGEND-Ideologie ist in 
dieser Werbestrategie versteckt und schimmert nur an wenigen Punkten 
durch, juristisch wohl kaum belangbar: Betonung des "Elitär"-Seins, 
das hier einen sehr speziellen Sinn hat, das symbolische "Marschieren 
wir gemeinsam" (Marschieren = Unterordnung des einzelnen unter den 
Führer, Befehlsgehorsam, Gleichschaltung der Individuen), eine im 
Nationalsozialismus sehr beliebte erzieherische Maßnahme; sodann im 
Text die "volkstreue Jugendbewegung" (was wie 'Volkstum', 
'Volkslied' klingt, aber nationalsozialistische Orientierung bedeutet); 
WJ besteht, "wo weiße Menschen Leben" (hier kommt das rassistische 
Moment zum Ausdruck). 

Damit sollte gezeigt werden, wie edel, aufrichtig und harmlos eine 
Mitgliederwerbung daherkommen kann, wenn tatsächlich Demontage 
der ideologischen Grundlagen des freiheitlichen Rechtsstaats betrieben 
wird, die 1994 zum Verbot dieser rechtsextremistischen Organisation 
führte. 

Die Analyseergebnisse seien hier zusammengefaßt. 

Matrix zwn Vergleich der Mitglieder-Werbetexte 

Merkmale 

Sprecherhaltung, ehtisches 
Selbsthlld des Autors 

NSDAP/AO 

Gibt sich sprachlich korrekt, 
knapp, Habitus der Korrekt­
heit gegen die Mitglieder. 
Autor: Parteiadresse in den 
USA. 
Die nationalgesinnte, rassen­
bewußte Kämpfergemein­
schaft für ein Großdeutsches 
Reich; deren Größe und 
Macht international; mit Red­
lichkeit und Streben nach 
Legalität. 

WIKING-JUGEND 

Gibt sich sprachlich jugend­
lich leger. 
Autor: bürgerlicher Name des 
lokalen FUhrers. 
Idealistische, naturnahe Fahr­
tenjugendbewegung der an­
stlindigen, aufrechten 
Kameradschaft, überparteilich 
(!), dem Koosum und den 
Rauschgiften abhold. 
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Merkmale 

Argumentalioosstruktur 

AppeDstruktur, appellativer 
Inhalt 

Topoi (Themen, Leitspruche) 
IDId deren tendenzielle Prä­
gung 

Etikettlenmgen (siehe auch 
Topoi) von staatllcben 
InstitutiooenlAmtsträgem 

von Andersdenkenden, 
Feindseite 
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NSDAP/AO 

thetisch: Die Lage- und Ziel­
beschreibung ("besetztes 
Deutschland") und "Neue 
Ordnung" impliziert Begrün­
dungen und Schlußfolgerun 
gen, die nicht ausgesprochen 
werden: rechtfertigt revoluti­
onäre Arbeit. Beschreibung 
des "Zellensystems " sugge­
riert Sicherheit. 
Prämisse: Der Leser ist ras­
senbewußt und nationali­
stisch 

Imperative, Aufrufe nur in 
den Überschriften. Die 
Beschreibung der Organisati­
onsstruktur und des Ziels hat 
Aufforderungscharakter: den 
"nationalsozialistischen 
Staat", das "Großdeutsche 
Reich" wiederherzustellen. 
= indirekter Aufruf zum 
Umsturz, verfassungsfeind­
lieh 

Beschreibung der 
"Untergrundorganisation"; 
deren "Zellensystem" und 
internationale Präsenz; "NS­
Verbot" (= neg.), "Neue Ord­
nung auf einer rassischen 
Grundlage" (pos.), "freies, 
souveränes und neu­
vereinigtes Großdeutsches 
Reich" (pos., als Fernziel). 

"Verfassungsschutz und 
andere gegnerische Gruppen", 
"besetztes Deutschland" 

"Gegner" 

WIKING-JUGEND 

thetisch und antithetisch: 
Lagebeschreibung + Aufruf 
bzw. Feindbild der verdorbe­
nen Jugend + positives 
Selbstbild legen Schlußfolge­
rungen nahe. Aber auch 
explizit ("weil", "also") 
begründend. 
Prämisse: Der Leser wünscht 
eine Erziehung zur Anstän­
digkeit und zum guten 
Gemeinschaftssinn. 

Häufig Imperative nach einer 
Lagebeschreibung. Sie­
Anrede an die Eltern 
("Schicken Sie ... ", Spenden 
Sie ... ), Du-Anrede und ver­
einnalunende Wir-Anrede an 
die Jugendlichen ("Schreibe 
...", "Steigen wir ein ... "). 
Appellativer Inhalt: Beitritt 
zur WJ und zu deren Gesin­
nung ("Lachen wir über die 
Knechte, Versager und Kom­
munisten"): ohne das politi­
sche Ziel deutlich zu nennen. 

Geschichte und Legalität der 
WJ. Deren Grundsätze; 
"Familie als Keimzelle", 
"Charakter", "Kamerad­
schaft", "Fahrt und Lager", 
"gemeinsam marschieren". Die 
verkommene Jugend von heu­
te. Die "kalte Wohlstands­
und Leistungsgesellschaft 
meistem". WJ als rettende 
Alternative. "Gesunder Geist 
in einem gesunden Körper." 

"Gaue (Bundesländer)" 

"Haschpappies, Punker, 
Grünlinge"; "Knechte, Versa­
ger und Kommunisten"; 
"Idiotenhaufen"; "Aussteiger" 



Merkmale 

der eigenen Seite 

Mlranda I Kollektivsymbole 

Antimiranda 

sonstige Aufl"liIligkeiten der 
Lexik W1d des Stils 

aufl"liIlige rhetorisclte Figuren 

grammatische W1d graphische 
Aufl"älligkeiten 

NSDAP/AO 

"nationalsozialistische 
Untergrundorganisation" 
(pos.). "Organisationsleiter" • 
"führende Kämpfer". "Akti­
visten". "wahlberechtigte 
Partei". "die ganze arische 
Welt" 

"Nationalsozialistischer 
Staat" (pos.). "entschlossener 
Kampr'. "großangelegte 
Propagandamaschine" • "Groß­
deutsches Reich". "Ostmark" 

"Besatzungszustand" 

Nominalstil (Häufung von 
V erbalsubstantiven): "Endziel 
ist die Schaffung ... und die 
Errichtung ... "; "bis die Been­
digung des Besatzungszu­
standes und die Aufuebung 
des NS-Verbots die NeugrOn­
dung ermöglichen" -
lexikalische Steigerung: 
"großangelegte 
Propagandamaschine" • 
"massenweise Herstellung ... " 

Reihung 

Schrifttyp: Titel der verschie­
denen Parteizeitungsausgaben 
in Großbuchstaben kursiv. der 
Partei selbst in Großbuchsta­
ben recte. 

WIKING-JUGEND 

"weiße Menschen". "elitäre 
Jugendbewegung". "Jungen 
und Mädchen". "volkstreu" 

"Gemeinschaft", 
"Kameradschaft". "nach vom 
marschieren" 

"Drogen und Suchtmittel. 
Nikotin. Rauschgift und 
Alkohol"; "Anarchie" 

Jugendjargon: "auf nix Bock 
haben". etc.; Ausrufezeichen­
stil (Emphase): ''Zeigen wir es 
allen ... !" etc. 

Anaphern ("Noch sind wir .... 
noch fehlen ... ); Parallelismen 
("Marschieren wir ... Lachen 
wir Ober ... "); Reihung. bes. 
Dreiergruppen ("Aussteigen -
Sich-Aufgeben - Anarchie" 
etc.). Die Figuren wirken 
schwungvoll bewegt. 

W J-Ikonographie. vereinzelt 
R-Fehler. Schreibmaschine 
mit handschriftlichen Zusät­
zen (s. Improvisationscharak­
ter der örtlichen Gruppe) 
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4 Derzeitiger Stand des Projekts 

Die Projektarbeit hat insofern feste Umrisse gewonnen, als nach einer 
umfangreichen Materialsichtung und einer Materialselektion ein 
skizzenhafter Gesamtentwurf vorliegt und erste Kapitel ausgeführt 
sind. Aber der größere und .schwierigere Teil der Analysen muß noch 
geleistet werden: Und das impliziert auch das Erarbeiten von umfang­
reichem Hintergrundwissen. Im einzelnen sind auch noch Verbesserun­
gen bei der exemplarischen Textauswahl intendiert. 
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Konflikte und Aggressionen zwischen Jugendlichen: 

Zusammenhänge mit situationsbezogenen Infonnationsverarbeitungen 
und Reaktionsmustern 

Thomas Bliesener 

(Auszug aus einer Studie von Thomas Bliesener, Mechthild Averbeck 
und Friedrich Lösel von der Universität Erlangen-NürDberg) 

Aggressivität unter Schülern stellt nach aktuellen Umfragen für viele 
Lehrkräfte, Schulleiter, Eltern und nicht zuletzt auch Schüler (z. B. 
Greszik et al. , 1995; Funk, 1995) ein massives Problem dar. Zwar 
fehlen nach wie vor zuverlässige Längsschnittuntersuchungen zur 
Entwicklung der Gewalt unter Schülern, Vergleiche früherer Umfrage­
daten (Bach et al., 1984, Fend & Schneider, 1984; Holtappels, 1985) 
mit aktuellen Prävalenzdaten (Schwind, 1995; Tillmann et al. , 1996) 
weisen jedoch eher auf eine Zunahme des Gewaltproblems an Schulen 
hin. Im direkten Vergleich identischer Schulen und Klassen sind die 
Zuwächse allerdings moderat (vgl. Lösei, 1975; Lösei, Bliesener 
& Averbeck, 1995). Offen bleibt aber, inwieweit hier Effekte einer 
erhöhten Sensibilität der Beteiligten durch die aktuelle Diskussion und 
methodische Probleme der Erfassung eine Rolle spielen. In ähnlicher 
Weise kann auch die Zunahme der Gewaltkriminalität in der Polizei­
lichen Kriminalstatistik durch eine größere Anzeigebereitschaft in der 
Bevölkerung, gezieltere Polizeipräsenz oder eine stärkere "Krimina­
lisierung" alltäglicher Gewalt (z. B. Wirtshausschlägerei) beeinflußt 
worden sein. Der deutliche Anstieg der Jugendkriminalität gerade in 
den letzten Jahren läßt sich allerdings kaum als Artefakt erklären (vgl. 
Pfeiffer, Brettfeld, Delzer & Link, 1996). Gewisse Zunahmen der Ge­
walt an Schulen deuten auch aktuelle Statistiken der Unfallver­
sicherungsträger an (BAGUV, 1995). Hier findet sich für die etwa 
9,5 Mio. berücksichtigten Schüler allgemeinbildender Schulen von 
1982 - 1991 ein weitgehend konstantes Niveau der relativen Häufigkeit 
von Raufunfallen, bei denen eine ärztliche Behandlung notwendig war 
bzw. bei denen es zu einer Knochenfraktur kam. Eine deutliche Zunah-
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me dieser Fälle besteht jedoch in den letzten lbeiden Jahren des 
Berichtszeitraums 1992/1993. 

Die Diskussion um die Entwicklung der Gewalt unter Kindern und 
Jugendlichen wird erst in den letzten Jahren durch eine intensivere 
empirische Forschung fundiert. Diese Untersuchungen haben wichtige 
Erkenntnisse zu strukturellen und sozialen Bedingungen und 
Korrelaten der Gewaltprävalenz erbracht. Noch wenig ist jedoch 
hierzulande über interaktive Bedingungen der Gewaltausübung und die 
Prozesse der Aggressionseskalation im Konflikt zwischen Jugendlichen 
bekannt. Insbesondere das Phänomen, daß manche Schüler wiederholt 
Opfer aggressiver Mitschüler werden, während andere in vergleich­
baren Situationen eine Viktimisierung zumeist vermeiden können, ist 
auch international bisher wenig untersucht worden. 

Einige der vorliegenden Studien lassen vermuten, daß Schwierigkeiten 
der sozialen Anpassung in der Kindheit und frühen Jugend vor allem 
auf kognitive Faktoren zurückgeführt werden können (Dodge et al. , 
1986). Auf der Grundlage zahlreicher empirischer Befunde haben 
Dodge und Crick (Crick & Dodge, 1994; Dodge & Crick, 1990) ein 
Modell zur sozialen Informationsverarbeitung entwickelt. Nach diesem 
Modell muß ein Individuum, das mit einer sozialen Situation kon­
frontiert wird, die situativen und sozialen Hinweisreize wahrnehmen 
und entschlüsseln, eine mentale Repräsentation und Interpretation der 
Situation vornehmen, anschließend mögliche Reaktionen suchen und 
schließlich eine adäquat und effizient erscheinende Reaktion aus­
wählen. Zahlreiche Untersuchungen zu diesem Modell bei Kindern und 
Jugendlichen mit Auffälligkeiten des Sozial verhaltens haben eine Reihe 
von Besonderheiten beziehungsweise Defiziten der sozialen Informati­
onsverarbeitung aufgezeigt. Bei der Analyse der mentalen Repräsen­
tationen und Interpretationen wurde häufig ein mangelndes Erkennen 
der Gefühlslage des Sozialpartners bei aggressiven Kindern und 
Jugendlichen festgestellt. Auch für die soziale Perspektivenübernahme, 
d. h. das Erkennen der Intention und Motivation eines Sozialpartners 
wurden Defizite bei aggressiven Jugendlichen beobachtet (Dodge et al., 
1984, 1990). In etlichen Untersuchungen wurde auch eine für 
aggressive Kinder und Jugendliche spezifische Verzerrung der Intentio-
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nen eines Sozialpartners bei mehrdeutigen Handlungen, ein soge­
nannter "hostility bias", festgestellt (Coie, Dodge, Terry & Wright, 
1991; Lochmann & Dodge, 1994). 

Bei der anschließenden Zielfestlegung ist bei aggressiven Jugendlichen 
vermehrt die Setzung unangemessener insbesondere antisozialer Ziele 
beobachtet worden (Crick & Dodge, 1989; Renshaw & Asher, 1983; 
Slaby & Guerra, 1988). Hier legen Untersuchungen nahe, daß aggressi­
ve Jugendliche stärker egozentrische Ziele verfolgen und die Interessen 
eines Konfliktpartners nicht berücksichtigen, während sozial kom­
petente Jugendliche fremde Interessen stärker beachten. 

In der Phase der Handlungsplanung verfügen nach bisherigen Unter­
suchungen aggressive Kinder und Jugendliche über weniger kom­
petente Lösungen, obwohl sie sich in der Anzahl ihrer Handlungsalter­
nativen nicht von unauffaIligen Altersgenossen unterscheiden 
(Asainow & Callan, 1985). Inhaltlich sind die generierten Handlungs­
alternativen jedoch durch mehr (körperlich und verbal) aggressive und 
impulsive Reaktionen gekennzeichnet (Klicpera & Gasteiger-Klicpera, 
1996) und weisen auch eine geringere Vielfalt auf (Rubin et al., 1991). 
Hinsichtlich der Handlungsauswahl und -bewertung ist wiederholt eine 
kurzsichtigere Folgenabschätzung bei aggressiven Jugendlichen 
vermutet worden (Lösei, 1975; Gottfredson & Hirschi, 1990). 
Empirische Untersuchungen haben dementsprechend positivere 
Erwartungen über Konsequenzen und Sanktionen aggressiver Hand­
lungen bei aggressiven Jugendlichen gezeigt. In ähnlicher Weise fand 
sich ebenso eine positivere Selbstwirksamkeitserwartung im Zusam­
menhang mit aggressiven Reaktionen bei dieser Gruppe. Auch hinsicht­
lich einer positiven moralischen Bewertung von aggressiven Reak­
tionen haben sich Verzerrungen bei aggressiven Jugendlichen nachwei­
sen lassen (Crick & Ladd, 1991). 

Im Vergleich zu aggressiven sind viktimisierte Kinder und Jugendliche 
in der Vergangenheit eher wenig untersucht worden. Mehr Aufmerk­
samkeit haben viktimisierte Schüler im Rahmen der Forschungen zum 
sogenannten "Bullying" erhalten (Lagerspetz et al., 1982; Lowenstein, 
1977; Olweus, 1979, 1984, 1994). Nach einigen dieser Studien sind 
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viktimisierte Schüler häufig jünger als ihre Angreifer und zeichnen sich 
durch eine eher schwächere körperliche Konstitution aus. Allerdings 
tragen beide Merkmale nur zu einem geringen Teil zur Erklärung der 
Viktimisierung von Schülern bei. Uneinheitlich sind die Befunde zur 
Andersartigkeit der viktimisierten Kinder und Jugendlichen. Während 
Lagerspetz u. a. (1982) in einer kleinen Gruppe von viktimisierten 
norwegischen Schülern eine ,erhöhte Rate äußerlicher Auffälligkeiten 
wie Fettleibigkeit, Sprachfehler etc. feststellten, fand Olweus (1979) 
keine diesbezüglichen Unterschiede zwischen viktimisierten und 
nicht-viktimisierten Schülern. 

Eindeutigere Hinweise für die Charakterisierung viktimisierter Schüler 
haben dagegen Forschungen zum Gruppenstatus von Kindern und 
Jugendlichen erbracht (Perry, Kusel & Perry, 1988; Bowers, Smith 
& Binney, 1994). So zeigte sich in einigen Studien, daß Schüler, die 
von ihren Klassenkameraden als viktimisiert bezeichnet werden, 
gegenüber den nicht-viktimisierten Klassenkameraden eher unter­
würfiges Verhalten als Reaktion auf präsentierte Konflikte entwickeln 
(Deluty, 1981). Im Vergleich zu aggressiv-auffälligen oder nichtauf­
falligen Schülern entwickeln sie in Konfliktsituationen weniger Hand­
lungsalternativen, erwarten eher, daß Erwachsene in die Konflikt­
situation eingreifen (Asher et al. , 1980; Rubin, 1982) und bekunden 
eine deutlich geringere Effizienzerwartung bezüglich selbstsicherem 
und durchsetzendem Verhalten (Crick & Ladd, 1991). 

Insgesamt haben sozial-kognitive Erklärungen der Gewalt zwischen 
Jugendlichen in den letzten Jahren sehr an Bedeutung gewonnen (vgl. 
Crick & Dodge, 1994). Auch wenn sie nicht isoliert, sondern im 
Kontext anderer Erklärungen (z. B. informelle Sozialkontrolle, Ent­
wicklungspsychopathologie ) gesehen werden dürfen, haben sie sich 
empirisch gut bewährt. Sie bieten insbesondere wichtige Ansätze für 
die Intervention (vgl. Lösei, 1996; Tremblay & Craig, 1995). Wir haben 
sie deshalb als eine wesentliche Erklärungsebene in eine größere 
Untersuchung zur Aggression zwischen Schülerinnen und Schülern 
einbezogen. Der vorliegende Beitrag berichtet über entsprechende 
Ergebnisse des ersten Teils eines Projekts, das mit Unterstützung des 
Bundeskriminalamtes an der Universität Erlangen-Nürnberg durch-
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geführt wurde. Die dargestellten Befunde entstammen einer Reihen­
untersuchung an Schulen. Neben dieser Befragung wurde im zweiten 
Projektabschnitt eine Intensivuntersuchung durchgeführt (vgl. Lösel et 
al., 1996), die sich derzeit noch in der AuswertUng befindet. 

Methode 

Stichprobe 

Für die Erhebung wurden 1163 Schülerinnen und Schüler aus 52 
Klassen der Jahrgänge 7 und 8 an 11 Haupt-, Realschulen und Gym­
nasien in Nürnberg und Erlangen schriftlich im Klassenverband befragt. 
Das Durchschnittsalter der Schüler betrug 14,0 Jahre (SD = 0.89), der 
Ausländeranteil 25,6 %. Die Stichprobe kann als weitgehend repräsen­
tativ für die Schülerpopulation der beiden Städte und der einbezogenen 
Schulformen und Jahrgangsstufen betrachtet werden. 

Instrumente 

Zur Erfassung der Gewalterfahrung aus der Täter-, Opfer- und Be­
obachterperspektive verwenden wir eine selbst adaptierte Kurzform des 
"Bullyl Victim Questionnaire" von Olweus (1989). Gefragt wird, 
inwieweit die Jugendlichen in der Schule oder auf dem Schulweg direkt 
oder indirekt andere drangsalieren oder selbst gequält werden. Die 
51 ltems lassen sich zu den Faktoren Physische Aggression (Schla­
gen, Treten, Einsperren, Zerstören von fremdem Eigentum als Täter 
oder Mittäter, Mitführen von Waffen, Bedrohen mit Waffen), Verbale 
Aggression / Gewaltbilligung (Reizen mit Schimpfworten, Hänseln, 
Freude am Drangsalieren) und Viktimisierung (passives Gewalterleben, 
Ablehnung und Ausgrenzung aus schulischen Freundeskreisen) 
gruppieren. Dabei erweisen sich die ersten beiden Faktoren als hoch 
interkorreliert (.77), jedoch annähernd unabhängig vom dritten Faktor. 

Die individuelle Ausprägung schlichtender und kompetenter 
Verhaltenstendenzen in Konflikten mit anderen Personen haben wir mit 
der Skala Conflict Management des Interpersonal Competence Ques­
tionnaire von Buhrmester et al. (1988) erhoben. 
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Neben dem Fragebogen von Olweus wurden eine Reihe weiterer 
standardisierter Instrumente eingesetzt, u. a. zu demographischen 
Merkmalen, zum Familien- und Schulklima und zu Erlebens- und 
Verhaltens störungen, die hier nicht dargestellt werden (vgl. Lösel et 
al. , 1995). Für die vorliegende Fragestellung setzten wir ein selbstent­
wickeltes teilstrukturiertes Verfahren ein. Es wurden drei jugend­
typische interpersonelle Konfliktszenen folgender Form vorgegeben 
GeweBs die Version für Jungen): 

A) Du stehst auf dem Pausenhof mit mehreren Schülern zusammen. 
Da kommt Klaus auf Dich zu. Mit ihm hast Du Dich noch nie so 
recht verstanden. Er rempelt Dich an und sagt: "Heute bist Du 
reif!" 

B) Heike aus Deiner Klasse hat Dich nächstes Wochenende zu einer 
Party eingeladen. Heute nach der Schule kommen Heike und Bernd 
auf Dich zu. Heike sagt: "Du kannst nun leider doch nicht zu 
meiner Party kommen." Bernd nickt dazu und sagt mit einem 
Augenzwinkern: "Das ist aber schade!" 

C) Letzte Woche seid Ihr auf einem Klassenausflug gewesen. Jeder 
von Euch hat sich eine Cola gekauft. Michael wollte auch eine, 
hatte aber zu wenig Geld. Da hast Du ihm den Rest gegeben. Jetzt 
stehst Du mit mehreren Schülern zusammen und fragst Michael 
nach Deinem Geld. Da sagt er: "Stell' Dich doch wegen der paar 
Pfennige nicht so an!" 

Zu jeder Szene waren von den Jugendlichen Fragen zur eigenen 
Wahrnehmung der Situation, zu eigenen Reaktionen und deren Konse­
quenzen frei zu beantworten. 

Die Kodierung und Erfassung der offenen Antworten zur Informations­
verarbeitung in sozialen Konflikten wurde in Anlehnung an den 
theoretischen Ansatz zur sozialen Informationsverarbeitung vorgenom­
men. In einem Kategoriensystem wurden die einzelnen Aussagen 
getrennt für folgende Bereiche ausgewertet: 
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(a) mentale Reprasentation, d. h. Attribuierung der Konfliktursachen 
(hostility bias, Berücksichtigung der eigenen Beteiligung), 

(b) Setzung eigener Ziele der Konfliktbewältigung (egozentrische 
Zieldurchsetzung, Aufgabe eigener Ziele, Situations verständnis/ 
Deeskalation), 

(c) VerfUgbarkeit eigener Reaktionsalternativen (impulsivunkon­
trollierte Reaktionen, situationsklärende-kompetente Reaktionen) 
und 

(d) Handlungsbewertung (Erwartung positiver Konsequenzen). 

Die Auswertungsobjektivität dieser Kodierung war mit einer Überein­
stimmung von 75,0 % bis 89,1 % zufriedenstellend. Zur Validierung 
der Selbstberichte haben wir schließlich auch ein Verfahren für die 
Lehrer entwickelt. Dieses Instrument erfordert jeweils eine siebenstufi­
ge Einschätzung aller Schüler einer Klasse nach einer vorgegebenen 
Verteilung (vgl. Lösei, 1975). Beurteilt wurden folgende fünf Dimensi­
onen des sozialen Verhaltens: Soziale Kompetenz, Aggressivitat und 
Beliebtheit sowie Impulsivitat und Dominanz. 

Ergebnisse 

Daten zur Gewaltpravalenz 

Erwartungsgemäß ergeben sich bezüglich der Gewalterfahrung deut­
liche Unterschiede zwischen den Geschlechtern. Wie Abbildung 1 
zeigt, erleben Jungen häufiger Gewalt in ihrer Schule oder Klasse als 
ihre Klassenkameradinnen. 
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Abbildung 1: 

Pravalenzraten (in %) des Gewalterlebens bei Jungen und Madchen. 

Wie haujig erlebst Du Gewalt an Deiner Schule / in Deiner Klasse? 

gelegentlich 
33.1 

selten 
33.1 

Jungen 

nie 
6.9 

sehr of tllmmer 
8.8 

ge/agent! ich 
30.2 

Mädchen 

nie 
13.3 

sehr Oft/Immer 
4.2 

Wird genauer nach verschiedenen aktiv oder passiv erlebten Aggressi­
ons- und Gewaltformen gefragt, ergibt sich ein differenzierteres Bild 
(vgl. Abb. 2). Auf die Frage, welche aggressiven Handlungen einem 
Mitschüler gegenüber im letzten Halbjahr selbst gezeigt worden sind, 
überwiegen bei beiden Geschlechtern ganz deutlich die eher milderen 
Aggressionsformen des Hänselnslverbalen Attackierens. Allerdings 
folgt bei den Jungen körperliche Gewalt in Form von Schlagen und 
Treten mit geringem Abstand an zweiter Stelle der Häufigkeiten. Jungen 
zeigen bei allen fünf erfragten Aggressionsformen zumeist deutlich 
höhere Prävalenzraten. Lediglich im Bereich der verbalen Aggressionen 
ziehen die befragten Mädchen annähernd gleich (vgl. Arora & 
Thompson, 1987). 
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Abbildung 2: 

Pravalenz (in %) aktiver und passiver GewalterJahrung bei Jungen 
und MtJdchen Jar verschiedene Formen der Aggression 

Geschlagen J 
Igetreten M 

Bedrohtl J 
eingesperrt M 

Gehänseltlhässl. J 
Dinge gesagt M 

Absichtl. Sachen J 
kaputtgemacht M 

Mit Waffe J 
bedroht M 

o 10 20 30 40 50 60 70 80 

c:J 1-2 mal _ gelegentlich 

_ einmal I Woche _ mehrmals I Woche 

Prävalenz passiver Gewalterfahrung 
Referenzzeitraum: letztes Halbjahr 

Geschlagen J 
Igetreten M 

Bedrohtl J 
eingesperrt M 

Gehänseltlhässl. J 
Dinge gesagt M 

Absichtl. Sachen J 
kaputtgemacht M 

Mit Waffe J 
bedroht M i 

o 10 20 30 40 50 60 70 80 

CJ 1-2 mal _ gelegentlich 

_ einmal I Woche _ mehrmals I Woche 
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Auch bei der passiven Gewalterfahrung zeigt sich eine höhere 
Prävalenz bei den eher leichteren Aggressionsformen und eine durch­
weg stärkere Belastung der Jungen. Interessanterweise liegen die 
Anteile der Täter beim Schlagentrreten höher als die entsprechenden 
Opferanteile, während sich hinsichtlich des gegen Mitschüler gerich­
teten Vandalismus höhere Opferanteile ergeben. Diese Diskrepanz kann 
beim Vandalismus eventuell auf Viktimisierungen durch mehrere Täter 
zurückgeführt werden. Eine umgekehrte Täter-Opfer-Relation beim 
Schlagentrreten ist jedoch kaum plausibel. Möglicherweise spielen 
stattdessen in beiden Fällen unterschiedliche Interpretationsmuster eine 
Rolle. Entsprechend der Theorie der Selbstwahmehmung (Bem, 1972) 
könnten Jugendliche nach einer körperlichen Auseinandersetzung eher 
dazu tendieren, die eigene aktive Beteiligung hervorzuheben, während 
entsprechende Attacken gegen die eigene Person eher verharmlost 
werden. Im Falle der Zerstörung von Eigentum wird aus der Perspektive 
des Akteurs die Handlung eher als nicht-intendiert und versehentlich 
gewertet, während ein Geschädigter eher in Richtung absichts volles 
Handeln interpretiert und sich somit als Opfer sieht. Daß derartige 
Interpretationen und situative Deutungen die Wahrnehmung und 
psychische Verarbeitung der Gewalt stark beeinflussen, macht auch die 
Antwortverteilung auf die Frage nach der Gewaltfurcht deutlich 
(Abb.3). 
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Abbildung 3: 

Pravalenzraten (in %) der Gewaltfurcht bei Jungen und Madchen 

Hast Du Angst vor Gewalt an Deiner Schule / in Deiner Klasse? 

selten 
25,1 

Jungen 

. sehr oft/Immer 
3,1 

oft 
2,5 

gelegentlloh 
1:3,2 

selten 
23,7 

Mädchen 

sehr oft/Immer 
6,9 

oft 
7,7 

Obwohl die befragten Mädchen durchgängig geringere Viktimisierungs­
quoten bei den verschiedenen Aggressionsformen angeben, entwickeln 
sie doch eine deutlich höhere Viktimisierungsfurcht. Diese Diskrepanz 
zwischen dem faktischen Risiko, von Gewalt betroffen zu werden, und 
der abgeleiteten Aggressionsfurcht ist auch aus anderen Untersuchung­
en zur Viktimisierung und Kriminalitätsfurcht bekannt (z. B. Bilsky, 
Pfeiffer & WetzeIs, 1993; Kury, 1995). Auch hier spielen Unterschiede 
in der Verarbeitung sozialer Informationen eine wichtige Rolle. 

Analyse von Subgruppen 

Zur Prüfung der Frage, inwieweit Besonderheiten der sozialen Informa­
tionsverarbeitung mit aggressiven Tendenzen der Konfliktlösung 
zusammenhängen, wurden aus der Gesamtstichprobe Subgruppen 
ausgewählt. Diese sollten sich möglichst prägnant in ihrer aktiven und 
passiven Gewalterfahrung sowie ihrer Sozialkompetenz unterscheiden. 
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Die Subgruppenbildung wurde anband folgender fünf Kriterien vor­
genommen: 

1. selbstberichtete aktive Aggressionserfahrung (Summenindex der 
ersten bei den Skalen des Bully-Fragebogens), 

2. Lehrerbeurteilung der Aggressivität, 

3. selbstberichtete Sozialkompetenz (Skala Konfliktmanagement), 

4. Lehrerbeurteilung der sozialen Kompetenz und 

5. selbstberichteter Viktimisierungsgrad (dritte Skala des Bully­
Fragebogens). 

In einer Gruppe der Tater wurden diejenigen Schüler zusammengefaßt, 
die hohe Werte bei den Kriterienwerten 1 und 2 und nur mittlere oder 
geringe Werte bei den übrigen drei Kriterienwerten aufwiesen. Als 
aggressive Opfer, sogenannte Tater/Opfer, wurden Schüler mit hohen 
Werten bei den Kriterien 1, 2 und 5, als nicht-aggressive Opfer/ 
SchUler mit hohen Werten im Kriterium 5 und als kompetente Schüler 
mit hohen Werten in den Kriterien 3 und 4 bezeichnet. Der Grenzwert 
einer hohen Ausprägung wurde bei diesen Gruppen jeweils beim 
oberen Viertel der geschlechtspezifischen Werteverteilung angesetzt. 
Schließlich wurde zu Vergleichszwecken eine Gruppe sogenannter 
Normaler ausgewählt, deren Werte bei allen Kriterien im Bereich der 
mittleren 50 % liegen sollten. 

Tabelle 1 zeigt die Verteilung der Geschlechter, des mittleren Alters, 
der Nationalitäten und der Schulnoten in den Kernfächern über die fünf 
Gruppen hinweg. Hinsichtlich der Geschlechterverteilung frndet sich 
trotz der Verwendung geschlechtspezifischer Verteilungswerte ein 
tendenziell höherer Jungenanteil in den ersten drei Gruppen und ein 
etwas geringerer Anteil in der Gruppe der Kompetenten. Diese 
Differenz kann teilweise darauf zurückgeführt werden, daß die Krite­
rienwerte bei den Jungen stärker konfundiert sind. Wegen der höheren 
Korrelation der verwendeten Variablen werden kombinierte Kriterien­
werte von ihnen leichter erfüllt. Bezüglich des Alters deutet sich ein 
auch aus anderen Untersuchungen (Olweus, 1984) bekannter Befund 
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an, daß die Täter eher zu den älteren und die Opfer eher zu den jünger­
en Schülern im Klassenverband gehören. Allerdings sind die Gruppen­
unterschiede statistisch nicht bedeutsam, was zum Teil auf die relativ 
kleinen Gruppengrößen, zum Teil aber auch auf die enge Bandbreite 
der untersuchten Altersstichprobe zurückgeführt werden kann. Nur 
eine nicht-signifikante Tendenz ergibt sich auch hinsichtlich der 
Nationalität der Gruppenmitglieder: Deutsche Jugendliche sind in der 
Täter- und Normalgruppe geringfügig unterrepräsentiert, in den drei 
übrigen Gruppen etwas stärker vertreten. 

Tabelle 1: 

Geschlechterverteilung, Alter, NationaliUit und Schulleistung der 
untersuchten Gruppen 

Täter Opfer Täter/Opfer Normale Kompetente 

n = 61 n = 60 n = 25 n = 75 n = 76 

Anteil Jungen 68,9 % 65,0 % 64,0 % 45,3 % 54,0 % 

Durchschnittsalter 14,3 13,9 13,9 14,1 13,9 

Anteil deutscher Jugend-

licher 68,9 % 85,0 % 80,0 % 70,7 % 81;6 % 

Schulnoten: 

- Deutsch 3,5, 3,5, 3,3 3,2 2,8b 

- Englisch 3,8, 3,5 .. 3,3 3,lb 2,7"" 

- Mathematik 3,7, 3,5, 3,7, 3,5, 2,8b 

- Sport 2,0 2,3, 2,4 1,9 1,8b 

Anmerkung: Werte mit unterschiedlichen Indices sind signifikant (p< .05) verschieden 

Signifikante Unterschiede der untersuchten Gruppen finden sich 
hingegen bei den Schulnoten. Während die kompetenten Schüler 
durchgängig die besten Noten aufweisen, zeigen sich bei den Tätern in 
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den Kernfächern deutliche Defizite. Dieser Befund deckt sich mit 
einigen Befunden zu einer relativ engen Beziehung zwischen 
schulischen Leistungsproblemen und sozial auffälligem Verhalten bei 
Jugendlichen (z. B. Farrington, 1992). Interessanterweise erreichen die 
Schüler der Opfergruppe ebenfalls eher schlechte Noten und weichen 
signifikant von den kompetenten Schülern ab. Die populäre Annahme, 
daß es sich bei den Opfern eher um besonders strebsame Schüler mit 
guten Noten handelt, kann deshalb nicht gestützt werden. Es bestätigt 
sich allerdings, daß die Opfer eher durch Schwächen der körperlichen 
Fitneß und Konstitution gekennzeichnet sind: Zusammen mit den 
Tätern/Opfern haben die Opfer die schlechtesten Schulnoten im Fach 
Sport, während die Täter hier etwas besser abschneiden. Insgesamt 
ergibt der Vergleich der Schulnoten ein Bild von sozial auffälligen 
Schülern, die zugleich Defizite im Bereich kognitiver Leistungen 
aufweisen. Inwieweit sich dies auch in den Prozessen der sozialen 
Informationsverarbeitung manifestiert, wurde durch die Auswertung der 
Antworten auf die vorgegebenen Konfliktszenen überprü'rt. 

Abbildung 4 zeigt die Häufigkeiten unterschiedlicher Attributions­
muster in den drei vorgegebenen Szenen. Wider Erwarten zeigen sich 
keine signifikanten Unterschiede zwischen den Gruppen hinsichtlich 
einer verzerrten Situationswahmehmung in Richtung Feindseligkeit 
(hostility bias). Weder bei der Täter- noch bei der Opfergruppe findet 
sich ein gegenüber der Normal- oder Kompetentengruppe erhöhtes 
Niveau. Auch bezüglich der Betonung eigener Anteile an den Konflikt­
ursachen zeigen sich nur geringe Unterschiede. Zwar weisen hier die 
Täter wie erwartet geringere Werte auf, eine besonders starke 
Betonung eigener Anteile, wie sie beispielsweise bei traumatisierten 
Gewaltopfern häufig zu beobachten ist (Falsetti & Resick, 1995; 
Mittendorff, 1995), findet sich bei der untersuchten Opfergruppe 
jedoch nicht. Lediglich bei den aggressiven Opfern ist eine leichte 
Erhöhung der Werte festzustellen, die aber statistisch nicht bedeutsam 
ist. 
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Abbildung 4: 

Mentale ReprtJsentation und Interpretation der Konfliktsituationen 
bei den funt untersuchten Gruppen 

3,5 

3 + 

2,5 + + 
+ + 

2 

1,5 

1 

0,5 

0 
Titer Opfer Titer/Opfer Normale Kompetente 

- Hostility Bias -+ Eigenbeteiligung 

Weitgehend klare und signifikante Unterschiede zwischen den Gruppen 
zeigen sich dagegen hinsichtlich der genannten Interaktionsziele 
(Abb. 5). Erwartungsgemäß weisen die Gruppen mit hoher Täterer­
fahrung eine deutlich stärkere Tendenz auf, eigene Ziele ohne Berück­
sichtigung der Anliegen Dritter durchzusetzen. Demgegenüber ist diese 
Tendenz bei den Opfern, aber auch bei der Normalgruppe deutlich 
weniger ausgeprägt, während die kompetenten Schüler hier eine 
mittlere Position einnehmen. Ein annähernd umgekehrtes Verhältnis 
zeigt sich hinsichtlich der individuellen Zielvorgaben, die auf Verständ­
nis der Situation, der Beweggründe des Konfliktpartners und eine 
Schlichtung und Deeskalation des Konflikts ausgerichtet sind. Hier 
geben die Täter und die Täter/Opfer signiftkant seltener entsprechende 
Interaktionsziele an, während die Opfer und Kompetenten dieses Ziel 
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sehr viel häufiger nennen. Keinerlei Unterschiede treten dagegen 
bezüglich der Aufgabe eigener Ziele auf. Eine erwartete höhere 
Bereitschaft der Opfer, eigene Ziele vorschnell aufzugeben und sich 
den Zielen des Konfliktpartners anzunähern, ist nicht festzustellen. 
Hier muß allerdings berücksichtigt werden, daß Zielangaben dieser 
Kategorie ausgesprochen selten thematisiert worden sind, so daß das 
Ergebnis auch auf die geringe Basisrate und die geringe Varianz 
zurückgeführt werden kann. 

Abbildung 5: 

Festlegung der Interaktionsziele innerhalb der Gruppen 

1,8 

1,6 

1,4 

1,2 

1 

0,8 

0,6 

0,4 

0,2 

0+-------.------,------,,------,-------,------, 
Titer Opfer Titer/Opfer Normale Kompetente 

~ Egozantrlamua-+' Aufgabe eigen. Ziele -'V- Veratindn.lDeeakal. 

Die insgesamt deutlichsten Differenzen zwischen den untersuchten 
Gruppen treten bezüglich der spontanen Reaktionen und hier insbeson­
dere den impulsiven, unkontrollierten Reaktionen auf (vgl. Abb. 6). 
Erwartungsgemäß geben beide Gruppen mit vorherrschend aggressiven 
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Verhaltensmustern auch in fiktiven Konfliktszenen deutlich mehr 
unüberlegte, von inneren Impulsen gesteuerte Reaktionen an, während 
die drei übrigen Gruppen etwa vergleichbare Werte aufweisen. Beinahe 
gegenläufig ist das Ausmaß kompetenten, schlichtenden Verhaltens des 
Nachfragens und Abklärens. Hier zeigen sich deutlich geringere Werte 
bei den beiden Tätergruppen und ein weitgehend einheitlich höheres 
Niveau bei den übrigen Gruppen mit einem erwartungskonformen 
Maximum in der Gruppe der kompetenten Schüler. Wie bereits der 
gegenläufige Verlauf der Kurven nahelegt, unterscheiden sich die 
Gruppen mit auffälligem Sozialverhalten nicht von den beiden übrigen 
Gruppen in der absoluten Zahl der geäußerten Handlungs alternativen. 
Dieser Befund, der bereits bei aggressiven Jugendlichen festgestellt 
wurde (Asarnow & Callan, 1985), bestätigt sich demnach auch für die 
Opfer interpersoneller Gewalt. 

Abbildung 6: 

Art und Zahl der spontanen Reaktionen in Konfliktsituationen bei den 
fant untersuchten Gruppen 
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Hinsichtlich der Konsequenzenabschätzung eigener Handlungen in der 
Konfliktsituation zeigt sich kein bedeutsamer Gruppenunterschied. Ein 
Index der erwarteten Konsequenzen (die Zahl positiver abzüglich 
negativer Konsequenzen) hat ein annähernd einheitliches Niveau. Zur 
Prüfung der Frage, ob sich die Gruppen in der Abschätzung der Konse­
quenzen von aggressiven und nicht-aggressiven Reaktionen in Kon­
fliktsituationen unterscheiden, wurden die Variablen Impulsiv­
reaktionen und Konsequenzerwartung am Median dichotomisiert. Ein 
Vergleich der auftretenden Kombinationen dieser Variablen in den 
einzelnen Gruppen mit ihren Erwartungswerten bestätigt die 
Annahmen: Täter haben häufig positive Konsequenzerwartungen bei 
eigenen Impulsivreaktionen, sehen die Konsequenzen nicht-impulsiver 
Reaktionen dagegen eher skeptisch. Bei Tätern/Opfern überwiegen 
dagegen jene Fälle, die Impulsivreaktionen zeigen, dabei aber negative 
Konsequenzen erwarten. Genau umgekehrt verhält es sich bei den 
kompetenten Schülern: Sie zeigen selten Impulsivreaktionen, haben 
aber günstigere Erwartungen bezüglich der Folgen ihres HandeIns. Die 
Vermutung, daß Opfer häufiger negative Konsequenzen erwarten, 
unabhängig wie sie sich in der Situation verhalten, kann nicht bestätigt 
werden. 

Diskussion 

Die Prävalenzdaten zeigen, daß sowohl in der aktiven Ausübung als 
auch der Opfererfahrung mittlere Aggressionsformen, wie Hänseln oder 
häßliche Dinge sagen, überwiegen. Dies stimmt mit Schülerbefragungen 
in anderen Regionen und Altersgruppen überein (vgl. z. B. Niebel et 
al. , 1993; Schwind, 1995; Tillmann et al. , 1996). Allerdings sind 
unsere Prävalenzraten vor allem bei den Jungen auch in der körperlich­
en Aggression recht hoch. Immerhin berichten ca. 65 % der männlichen 
Jugendlichen, daß sie im letzten Halbjahr mindestens ein- bis zweimal 
andere geschlagen oder getreten haben. Diese Werte liegen höher als in 
einigen anderen Studien (z. B. Holtappels, 1985; Killias, 1995; Meier 
et al. , 1995), während unsere Prävalenzrate für das persistente Ver­
halten gut mit entsprechenden Befunden anderer Studien übereinstimmt 
(z. B. Tillmann et al. , 1996; Todt & Busch, 1996). Für die 
differentiellen Prävalenzraten im Bereich der gelegentlichen 
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Aggressionsausübung können z. B. Nuancen der Item-Fonnulierung, 
des Erhebungskontexts, der Vertraulichkeit etc. eine Rolle spielen, die 
ein "Zugeben" gelegentlicher Aggressionsausübungen erleichtern. 

Jungen sind durchgängig stärker belastet, sowohl was die aktive 
Gewaltausübung als auch das direkte passive Aggressionserleben 
angeht. Bezüglich jener Viktimisierung, die auch indirekte 
Aggressionen wie das Ausgrenzen und Schlechtmachen einschließt, 
bestehen diese Geschlechtsdifferenzen jedoch nicht (A verbeck, 
Bliesener & Lösei, im Druck). Obwohl die Mädchen aktiv und passiv 
weniger über Aggression berichten, ist ihre Furcht vor Gewalt deutlich 
größer als bei den Jungen. Immerhin berichten ca. 15 % der Mädchen, 
oft oder sehr oft Angst vor Gewalt in der Klasse oder Schule zu haben. 
Dies stimmt mit geschlechtspezifischen Unterschieden der Krimina­
litätsfurcht überein (vgl. Bilsky et al., 1993; Kury, 1995). Das größere 
Bedrohtheitserleben kann zum einen daraus resultieren, daß wegen der 
körperlichen Unterlegenheit der Mädchen ihre Gewalterfahrung mehr 
von qualitativen und weniger von quantitativen Aspekten geprägt ist. 
Zum anderen sind körperliche Aggressionen entsprechend gesellschaft­
lichen ROllenmustern bei Jungen selbstverständlicher ("rough and 
tumble play", vgl. Oswald, 1996; Pellegrini, 1989). 

Wie eine genauere Inspektion der Prävalenzdaten deutlich macht (vgl. 
Abb. 2 und 3), nehmen die Antworthäufigkeiten bei den Antwort­
quantoren nicht stetig ab, sondern zeigen zum Ende (mehrmals pro 
Woche) einen leichten Anstieg. Dieses Muster wurde auch in der 
Delinquenzforschung beobachtet (Moffitt, 1993). Es deutet auf eine 
Subgruppe persistent betroffener Schüler hin. Die besonders präg­
nanten Fälle von Tätern und Opfern gingen auch in unsere Subgruppen­
bildung ein. 

Die identifizierte Subgruppe persistenter Täter deckt sich in ihrer 
Größe von etwa 5 % der Gesamtstichprobe mit der ermittelten Prä­
valenzrate der "Bullies" aus einigen internationalen Studien (z. B. 
Olweus, 1994; O'Moore & Hillery, 1989). Für diese Schüler zeichnen 
sich insgesamt folgende Charakteristiken ab: Sie haben relativ schlech­
te Schulleistungen in den sprachlichen und mathematischen Fächern, 
nicht jedoch im Sportunterricht. Sie sind tendenziell häufiger 
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ausländischer Herkunft, doch ist dieser Unterschied nicht statistisch 
signifikant. Auch unsere hier nicht dargestellten Ergebnisse zur 
Gesamtstichprobe sprechen gegen eine erhöhte Gewaltneigung aus­
ländischer Schüler (vgl. Lösel et al. , 1995). In interpersonellen 
Konfliktsituationen zeigen sie deutliche Defizite in der sozialen und 
affektiven Perspektivenübemahme, d. h. sie versuchen eigene Ziele in 
egozentrischer Weise durchzusetzen, ohne die Anliegen eines Konflikt­
partners abzuklären und zu berücksichtigen. Interessanterweise ist ihr 
Handlungsrepertoire in derartigen Konflikten insgesamt nicht ärmer als 
das kompetenter Gleichaltriger, es wird aber durch impulsive, unüber­
legte und weniger informationssuchende, abklärende und verständnis­
schaffende Reaktionen geprägt. Dabei zeigen sie sich von der Effizienz 
ihres impulsiven Vorgehens. überzeugt. Entgegen der Erwartung 
konnten allerdings keine Verzerrungen dieser Gruppe auf der Ebene 
der Situationswahrnehmung und -interpretation in Richtung Feindselig­
keit des Gegenübers festgestellt werden. Daß wir das Phänomen des 
"hostility bias" in der Wahrnehmung aggressiv-auffälliger Kinder und 
Jugendlicher nicht fanden, widerspricht z. B. den Ergebnissen von 
Coie et al. (1991) oder Lochman und Dodge (1994). Hierfür sind 
eventuell methodische Unterschiede von Belang. Während in den 
Studien, in denen das Phänomen nachgewiesen wurde, zumeist mit 
filmisch oder real präsentierten Konfliktszenen gearbeitet wurde, hatten 
die Schüler der vorliegenden Studie schriftlich dargebotene Szenarien 
zu beurteilen. Dieses Vorgehen verlangt ein deutlich höheres Ab­
straktionsniveau von den Versuchspersonen, so daß Jugendliche mit 
kognitiven Defiziten der Wahrnehmung und Verarbeitung sozialer 
Situationen hier möglicherweise überfordert sind. 

Die Täter/Opfer, d. h. häufig viktimisierte Schüler, die aber auch selbst 
sehr aggressiv sind, zeigen Charakteristiken der sozialen Informations­
verarbeitung, die denen der Täter ähnlicher sind als denen der reinen 
Opfer. Sie neigen ebenfalls zum Egozentrismus und arbeiten seltener 
auf ein Verständnis der Situation und des Konfliktpartners hin. In ihren 
Reaktionen sind sie ähnlich impulsiv wie die Täter und zeigen entspre­
chend wenig deeskalierendes Verhalten. Eine deutliche Diskrepanz zu 
den Tätern ergibt sich lediglich hinsichtlich der Folgenabschätzung 
ihres Handeins: Sie geben überwiegend impulsiv-aggressive Reak-
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tionen in Konfliktsituationen an, erwarten aber gleichzeitig eher 
negative Konsequenzen für dieses Verhalten. In Anbetracht tendenziel­
ler Unterschiede bezüglich Alter und Sportnote liegt die Vermutung 
nahe, daß es sich bei dieser Gruppe um aggressive Schüler handelt, die 
aufgrund ihrer körperlichen Konstitution weniger erfolgreich in der 
Aggressionsausübung sind und als Konsequenz eigenen pro­
vozierenden, impulsiven HandeIns häufig selbst eine Viktimisierung 
erfahren (vgl. Besag, 1989). 

Daß die viktimisierten Schüler mit geringer Aggressionsneigung 
häufiger vorkommen als die zuletzt genannte "gemischte" Gruppe, 
stimmt mit Olweus (1993) überein. Die teilweise in der Literatur 
anzutreffende Behauptung, daß Opfer vor allem im Zuge eigener 
Gewaltausübung auch Aggressionen erleiden, trifft nach unseren Daten 
nicht zu. Die Gruppe der passiv-persistenten Opfer verdient auch unter 
Präventionsgesichtspunkten verstärkte Aufmerksamkeit. Entgegen 
verbreiteter Stereotype sind diese Opfer in der Regel keine "Streber". 
Ihre Schulnoten sind ähnlich unterdurchschnittlich wie bei den Tätern. 
Sie sind tendenziell jünger und eher deutscher Nationalität. D. h., 
unsere Daten sprechen auch dagegen, daß ausländische Jugendliche 
häufiger Opfer von Aggressionen werden. Hinsichtlich der Prozesse 
der sozialen Informationsverarbeitung ergeben sich bei den Opfern 
keinerlei Besonderheiten. Durchgängig weisen sie recht ähnliche 
Merkmalsausprägungen wie die Normalgruppe auf, so daß keine der 
Annahmen bestätigt werden konnte. Möglicherweise spielt hier unsere 
Wahl und Darbietung der Konfliktszenen eine Rolle. Während in 
anderen Untersuchungen z. T. retrospektive Einschätzungen zu selbst 
erlebten Konfliktsituationen eingeholt wurden (z. B. Lagerspetz et al., 
1982; Rubin, 1982), waren in der vorliegenden Studie Kurz­
beschreibungen fiktiver Situationen vorgegeben. Möglicherweise sind 
opfertypische im Vergleich zu aggressiven Kognitions- und Verhaltens­
mustern weniger dominant, so daß entsprechende Schemata und 
Skripte durch fIktive Situationen weniger aktiviert werden und erst in 
einer direkten Konfrontation mit einem aggressiven Konfliktpartner 
auftreten. 

Diese und einige andere Fragen zur Typologie von Tätern und Opfern 
jugendtypischer Aggression sollen in der zweiten Phase unseres 
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Projekts geklärt werden. Dazu wurden Triaden von Jugendlichen aus 
den fünf genannten Gruppen in speziell entwickelten Konflikt-, Rollen­
und Konkurrenzspielen beobachtet und untersucht. Dabei erhoben wir 
neben physiologischen Parametern kognitive Leistungsmaße, dis­
positionelle Charakteristiken, Besonderheiten des Interaktions­
verhaltens und Fremdbeurteilungen. Außerdem wurde im Anschluß an 
die Interaktionssequenzen in Intensivinterviews das Erleben und die 
Bewertung eigenen und fremden Handelns erfragt (Lösel et al., 1996). 
Dieser Untersuchungsteil verspricht nähere Aufschlüsse über das 
konkrete Verhalten in interpersonellen Konfliktsituationen und die 
diesem Verhalten zugrundeliegenden biopsychosozialen Prozesse, die 
für zukünftige Präventions- und Interventionsprogramme zur Gewalt 
zwischen Jugendlichen nutzbar gemacht werden sollen. Bereits die hier 
berichteten Ergebnisse weisen aber darauf hin, daß den situationsbezo­
genen Wahrnehmungen und Denkmustern eine wiclt1tige Rolle in der 
Entstehung und Eskalation der Gewalt zwischen Jugendlichen zu­
kommt. Wie auch die neuere Evaluationsforschung bestätigt (vgl. 
LöseI, 1996), sind deshalb die auf diese Prozesse gerichteten sozial­
kognitiven und multi-modalen Interventionsprogramme besonders 
erfolgversprechend. 
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